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Nachrichtenblatt 
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Studentinnen und Studenten 
Auch wir machen Fehler, und in 
unserer Nr. 213 gleich einen auf 
der Titelseite: Kurt Tucholsky 
beging am 21.12.1935 Selbstmord. 

Zur RUckseite: Das von einigen 
als blasphemisch empfundene Foto 
ist dokumentarisch; es ist von 
unserem Gelegenheits-Auslandskor­
respondenten Wolfgang auf dem 
Friedhof Pere Lachaise in Paris 
auf~enomrr.en worden. 
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Vor einem 3/4 Jahr hat sich eine 
neue AKUT - Redak tion geb ildet. 
Jede der linken Hochschulgruppen 
entsendete eine/n Redakteurin in 
~i n Kollek tiv ohne einen Chef - wie 
ihn bisher die 
FRUST - und RCDS/LA - AKUTs 
hotten. Dazu kamen noch 3 Unor­
gan isierte. Da jeder von uns unter­
schiedliche Voraussetzungen und 
Vorstellungen mitbrachte und wir 
uns nur zum Teil vorher ko nnt e n, 
mußte sich ein Kollektiv erst 
einmal bilden. Schnell waren wir 
uns eInIg darüber, daß wir die 
Hochschulgruppen- und ASTA 
Querelen aus unserem Blatt heraus­
holten wollten. Dos ist uns bis jetzt 
weitestgehend gelungen. Zwischen 
den Gruppen umstrittene Artikel 
oder solche, die die .ganze 
Redaktion angehen, hoben wir bis 
zur Konsensbildung ausdiskutiert. 
Unser-e Konzeption gründete vor 
allem in der Ablehnung eines reine n 
Plauderblättchens ohne längere in­
haltliche Artikel und ohne polli­
tische Stellungnahme, wie es die 
vorherige AKUT waL Wir dürfe n 
wohl ohne Übertreibung sogen, daß 
wir unser-e Leser gezwungen hoben, 
die AKUT entweder auf dem 
Mensatisch liegen zu lassen oder 
ober- noch Hause zu nehmen, um 
dort einen oder mehrere Arti ke l zu 
lesen. Inhaltliche Schwerpunkte 
waren 'Neue Technologien', der 
8.Mai, der Weltwirtschaftsgipfel, 
die HRG-Novelle sowie Konzeption 
und Ablauf der Kdtischen Uni. Kri­
tisch muß mon wohl sogen, daß sich 
die Themenauswahl oft aus den 
persönlichen Fähigkeiten und Akti­
vitäten der Redakteurinne n ergab 
- ob Weltjugendfestspiele, HR-Vol­
ontadat oder Gl"Omsci-Luxemburg -
Kongreß. Vor-teile dieser Artikel 
waren aller-dings der Uberdurch­
schnittliche Aufwand an inhalt­
licher- Vor-bereitung und die enga­
gierte persönliche Stellungnahme. 
Diese längeren Ar-tikel gingen 
sicherlich zu Lasten einiger- Sparten 
wie Meldungen und Kurzberichte 
aus dem Uniber-eich. Doch fUr 
keinen von uns konnte die AKUT 
fulltime-job sein. Die Aufwandsent­
schädigung von 100-150 DM pro 
Ausgabe ist angesichts der hinein­
gesteckten Arbeitszeit nur­
nette Zugabe. 



So müssen wir uns neben dieser 
Selbstkritik - zu der sicher auch 
dos Eingestehen einiger Unregel­
mäßigkeiten im lay-out gehört -
auch einmal unserer Leserschaft 
zuwenden. Gefreut hot uns die Zu­
nahme in Form von Leserreaktionen 
in Form von Leserbriefen. Auch 
einige Artikel und Meldungen 
kamen aus der Studentenschaft -
bei 40000 Studierenden immer noch 
wenig, ober immerhin ... Die Unge­
wißheit über die Leserschaft ist 
wohl eine Tatsache, mit der sich 
olle Redakteure/innen dieser ko­
stenlos verteilten Zeitung abfinden 
müssen. 
Erschreckend ober war die Wer,t­
schätzung, die Fachschaften, 
AST A-Referenten und Hochschul­
gruppen dem monatlich in 10000-
facher Auflage erscheinendem Fo­
rum der Studenten/innenschaft 
schenkten. Wo bleiben die Berichte 
über die mannigf91tigen Problemen 
on ollen Fachbereichen ? Worum 
hot kaum ein ASTA - Referat aktu­
elle Meldungen oder Kurzberichte 
als Abfall einer fast täglichen Be­
schäftigung mit hochschulpoliti­
schen Fragen geliefert ? Spielte da 
am Ende eine Rolle, daß verein­
fachte flugblattartige Darstellungen 
mit dem Gruppennomen als Kopf 
bei uns keinen Platz gefunden 
hätten? 

Wohl nichts kann das Verhältnis 
linke AKUT - linker ASTA mehr 
verdeutlichen als die Reöktionen 
auf die letzte Numrrer (Namen 
nenne ich hier besser nicht) : 
Zugegeben ein Tucholsky-Gedicht 
als Titel war ungewöhnlich, in den 
Gruppendarstellungen gingen wir 
auch mit linken Gruppen nicht 
zimperlich um und sicher sind uns 
auch lay-out-Fehler unterlaufen. 
Aber Herumbläken, mit dem Finger 
in hämischer Schadenfreude auf 
Druckfehler zeigen und sich 

weigern, beim Ausladen der ge­
druckten Exemplare zu helfen, ist 
ein so entlarvendes wie unsolida­
risches Verhalten. Inhaltliche Kri­
tik, die wir erwartet hatten, blieb 
leider die Ausnahme. 
Um es noch einmal klarzustellen: 
Wir wissen, daß es eine politische 
AKUT mit inhaltlichen Auseinan­
dersetzunngen Uber unsere Situation 
on dieser Hochschule nur unter 
einem linken ASTA möglich ist. Die 
Erfahrungen aus den letzten Jahren 
und die Gespräch~ mit den rechten 
Gruppen (RCDS,KOLlBRI,LA) hoben 
es verdeutlicht: die rechten Hoch­
schulgr~ppen hoben weder die 
Kapazitäten noch vor ollem den 
Willen, inhaltliche Kontroversen zu 
führen. Ihr Ziel ist die politische 
Neutralisierung der Hochschulen. 
Wem dies angesichts sich ständig 
verschlechternder Studienbedin­
gungen (BAFÖG-Kürzungen, HRG, 
Eliteförderung, härtere PrUfungen 
bei drohender Arbeitslosigkeit) und 
zunehmenden gesellschaftlichen 
Polarisierungen wie uns als Gefahr 
erscheint, dem bleibt vom 
21.-24.Januar nur die Wohl zähne­
knirschend links zu wählen. Denn 
auch . die AKUT ist von der SP­
Mehrheit abhängig. 
Wir wollen uns auch im nächsten 
Semester bemühen, dem Prozess 
der Entsolidarisierung und Entpoli­
tisierung, des RUckzugs ins Private 
und der Anpassung mit unseren 
Mitteln zu begegnen. Dazu wollen 
wir über die kurzsichtige Ebene von 
Hochschulgruppen und Studenten/in­
nenparlament hinaus, hochschul­
und gesellschaftskritische Themen 
bearbeiten. Wir hoffen, auch die 
Zusamrrenarbeit mit Fachschaften 
und ASta verbessern zu können, um 
letzIich dem Anspruch 'Forum der 
Studentenschaft' zu sein,gere< .lt zu 
werden. 

wolfgong koleck 

.... 
SP-Streit um 

Chefredakteurs-Wahl 
.... 

Noch eine Bemerkung in eigener 
Sache - zur Nichtwahl von Chri­
stian Eicke zum neuen Chefredak­
teur der AKUT durch das SP. 
Wir verstehen uns als Kollektiv und 
messen daher der Wahl eines Chef­
redakteurs bzw. einer Chefredak-

.... teurin ausschließlich formale Be­
deutung bei. Bis zur 'letzten SP-Si­
tzung im vergangenen Jahr sind 
auch von der linken Mehrheit im SP 
imrrer die anstandslos gewählt wor­
den, die wir intern jeweils ausge­
guckt und dem SP zur Wohl vorge­
schlagen hotten. So war's unter den 
L.,jnken im Januar 1985 abgespro-

.... chen worden, und dos funktionierte 
awch. 

Nun schlugen wir im letzten De­
zember dem SP Christion vor, und 
einige Linke wählten ihn nicht - er 
fiel duroh~ Christion ist Jungdemo­
krat und Mitglied einer nichtschla-

.... genden Burschenschaft. Letzteres 
war der Grund, warum einige Jusos 
und L~STlinge (am schärfsten 
brachten Stefan Söldner- Rembold 
und Heiner VonderstUck ihre Ableh­
nung zum Ausdruck) Christion nicht 
wählten und dies auch kUnftig nicht 
tun werden. 
Wir standen nun vor einem Dilem­
ma: Einerseits arbeiten wir mit 

.... Christion seit bereits einem Jahr 
gut zusammen; die redaktionsinter­
nen politischen Divergenzen blEben 
durchaus im Rahmen des WUn­
schenswerten. 

Andererseits war nicht ollen Re­
daktionsmitgliedern am Anfang 
bekannt, daß Christion in einer 

.... Burschenschaft ist. Einigen von uns 
war ebenfalls nicht bekannt, daß er 
darob unter den linken HSGs teil­
weise umstritten war. Von diesen 
Gruppen sind wir auf diesen Sach­
verhaly'ebenfalls nicht angesprochen 
worden. 
Da wir also mit Christion weiterhin 
problemlos zusammenarbeiten 
können und wollen, apdererseits 

.... ober Burschenschaften äußerst kri­
tisch ' und reserviert 
gegenUberstehen, hoben wir uns 
entschieden, Christion nicht erneut 
zur Chefredakteurswohl vorzuschla­
gen, ~um im Vorfeld der SP-Wahlen 
nicht UberflUssigerweise in den 
Brennpunkt möglicherweise hysteri-

.... scher Diskussionen wahlkämpfender 
. Gruppen ~u geraten. 



~r 

d 

(-

n 

e 

d 
'r 

g 
er 

n 

n 

n 
n 
s 

F.n 
1-

er 

Der von dem Berliner Senator fUr 
Wissenschaft und Forschung 

Wilhelm Kewenig (CDU) vorgelegte 
Entwurf zur Novellierung des Berli­
ner Hochschulgesetzes verdeutlicht 
in verhtlngnisvoller Weise, welche 
Interpretation das im Herbst 
letzten Jahres auf Bundesebene 
verabschiedete Hochschulrahmenge­
setz (HRG), nun auf Landesebene 
umgesetzt, erfahren kann. 
Quasi Uber Nacht zog Kewenig den 
kompletten Entwurf fUr ein völlig 
neues West-Berliner Hochschulge­
setz (HG) aus der Tasche, der so 
weit Uber das vom HRG Gebotene 
hinausgeht, daß er selbst bei der 
hochschulpolitischen Mit te die Be­
fUrchtung geweckt hat, damit drohe 
die Freie UniversiHit "im WUrge­
griff der Reaktion" zu landen. 
Von besonderer rechtsstaatlicher 
Pikanterie ist die beabsichtigte 
"vorbeugende Staatsaufsicht", nach 
der staatliche Organe der Hoch­
schulverwaltung in die Hochschul­
autonomie eingreifen dUrfen, falls 
sie ein konkreter Verdacht beftillt, 
wonach die Hochschulgremien 
etwas vorhaben, was in ihren Augen 
rechtswidrig ist. 
Ein weiterer Punkt des Entwurfs, 
der das uneingeschrtlnkte Machtmo­
nopol fUr konservative Professoren 
vorsieht, Itlßt den letzten Rest an 
demokratischen Strukturen der 
Hochschulen in Berlin zur Force 
verkommen. Laut Entwurf sollen 
Professoren nicht nur in allen Gre­
men unanfechtbare Mehrheiten er-

Rlle 

mach[ 

den 

Professoren 
halten. DarUber hinaus soll die 
Mehrheit der Professorengruppe 
selbst bei zahlenmtlßig Uberlegenen 
Koalitionen der Professorenminder­
heit mit wissenschaftlichen 
Mitarbeitern, Studenten und Dienst­
personal nicht Uberstimmbar sein. 

Im akademischen Senat, dem Exe­
kutivgremium der Universittlt, 
spiegelt sich die geplante Vertlnde­
rung so wider: Bisher gab es dort 

23 Mitglieder, darunter zwölf Pro­
fessoren, fUnf wissenschaftliche 
Mitarbeiter, vier Studenten und 
zwei sonstige Mitarbeiter (Dienst­
krtlfte). In Zukunft soll das Gre­
mium auf 26 Mitglieder erweitert 
werden; davon wtlren dann 16 Pro­
fessoren, vier Assistenten, vier Stu­
denten und zwei sonstige Mitarbei­
ter, somit eine Professorenmehrheit 
von 16 zu zehn gegenUber den an­
deren. 

Eben dieser akademische Senat ent­
scheidet Uber die Wahl des Hoch­
schulrek tor.s. 

Gleiches gilt fUr Berufungen. Über 
die HRG-Regelungen hinaus ist fUr 
Berlin geplant, auch Berufungskom­
missionen mit "doppelten" Profes­
sorenmehrheiten auszustatten. 
Mit oll diesen neuen Regelungen 
soll offensichtlich verhindert wer­
den, daß ein "nicht-rechter" Kandi­
dat vom Akademischen Senat vor­
geschlagen und vom Konzil gewtlhlt 
wird. 
Weitere Hiobsbotschaften des 
Entwurfs sind die Zwangsexmatri­
kulation nach 14 Semestern, die 
Abschaffung der verfaßten Studen­
tenschaft und der Ausschluß von 
Vertretern der Arbeitgeber und der 
Gewerkschaften aus dem Kurato­
rium der Hochschule. 
Die SPD-Betriebsgruppen an der FU 
sowie die persänalrechtlichen Ver­
tretungen und die ÖTV fUrd,ten 

,insbesondere um die Mitbestimm­
ungs- und Mitwirkungsrechte der 
Personalrtlte, die als beratende 
Organe in den Gremien nicht mehr 
vertreten sein sollen. 

Wtlhrend sowohl Konzil, Kuratorium . 
und Akademischer Senat der 
Hochschule der KUnste als auch das 
Konzil der TU Berlin gegen die 
haarstrtlubenden Pltlne gestimrr t 
haben, htllt, Wilhelm Kewen'ig wei­
ter an seinem Entwurf fest. Auch 
der Bund"Freiheit der Wiuenschaft­
sprach sich am 12. Dezember fUr 
eine mtlglichst rasche Umsetzung 
der HRG-~ovelle in Berlin aus. Nur 
so sei eine Steigerung der Lei­
stungsftlhigkeit der Berliner Hoch­
schulen zu erreichen, die seit 1969 
durch eine in weiten Bereichen ver­
fehlte Hochschulpolitik Schaden ge-

nomn-en htltten. ' 
Auch nach Ansicht Ke Nenigs hat es 
genug llnke Experimente gegeben. 
Er verweist auf die so beabsich­
tigte Steigerung der Fachkompe­
t~nz. Als htltten Fachkompetenz 
und Fachidiotie nicht schon immer 
eng nebeneinandergelegen in der 
deutschen Universittltsgeschlchte. 

Adele Schmidt 
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Vom 17. Januar bis zum 2. März 
1986 ist im Rheinischen Landesmu­
seum (Colmantstraße) eine neuer li ­
che Retrospektive des in Deutsch­
land selten gezeigten Werks von 
Benjamin Constant zu sehen. 
Constant, Theoretike r und vielsei­
tiger Künstler, ist in der Bundesre­
publik so gut wie unbekannt. Sein 
Oeuvre als urbane r Baumeis ter und 
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Gesellschaftstheoretiker war hier­
zulande in den 60er Jahren einige 
Male zu sehen. Mehrfach· ausge­
stellt wurden damals auch seine 
Bilder aus der Cobra-Zeit. Die 
letzte umfassende Einzelausstellung 
über Constant veranstaltete das 
Museum Bochum im Jahre 1961. 
Der Künstler, der dem zeitgenössi­
schen Kunstbetrieb öußerst skep-

S5 La /11"'1 i/l 111 ilc . 11193(\ 

HÖFLICHER PROFESSOR 

Unrühmliche s gibt es von Professor 
Dr. Karl Dietrich Bracher, Direktor 
des Seminars für Politische Wissen­
schaften, zu vermelden: 

meGDUNGeN 
e 

Der Professor empfing den ersten 
Studenten, der pünktlich zu Beginn 
der offiziellen Sprechstünde 
Brachers erschienen war, eine 
Dreiviertelstunde nach dem ausge­
hängten Sprechstundenbeginn. 
Solange mußte der Student warten. 
Als er dann Professor Bracher höf­
lich fragte, warum er ihn habe eine 
Dreiviertelst.unde warten lassen, 
erhob sich der Professor und sagte 
abschließend: "Wir haben nichts 
mehr miteinander zu besprechen!" 

Anzeige 
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Buchhandlung. Verlag. Antiquariat 

nCiHnSCHEID 
Gegenüber der Universität 

Bonn-Am Hof 28-Tel. 022817290 126 

tisch gegenübersteht, hat sich nach 
langen Verhandlungen zur Ausstel­
lung in Bonn bereiterklärt. 
Im Mittelpunkt dieser Ausstellung 
stehen drei Komplexe seines künst­
lerischen Werkes: die Gemälde aus 
der Cobra-Zeit, Beispiele des Bau­
projekts "NeubabyIon" und die in 
Deutschland völlig unbekannten Ge­
mälde der letzten 15 Jahre. 

JUNGDEMOKRA TEN 
VERLASSEN ASTA 

Am 18. Dezember 1985 sind die 
Jungdemokraten (lhv) aus dem lin­
ken AStA der Uni Bonn ausgetre­
ten, weil es für sie keine Basis 
mehr für eine erfolgversprec~ende 
Zusammenarbeit gab, nachdem von 
anderen Gruppen Vereinbarungen 
gebrochen worden waren. Sie ver­
stehen sich jetzt als konstruktive 
linke Opposition. 

BETREUER GESUCHT 
Jugendfahrtendienst sucht Betreuer 
für die Kinderferienprogramrr e vam 
3. Juli bis zum 3. September 1986. 
Die Betreuer müssen das 18. Le­
bensjahr vollendet und einenWeiter­
bildungskurs absolviert haben. Die 
Kurse werden in ~nger Zusammen­
arbeit mit dem Paritätischen Bil­
dungswerk Wuppertal durchgeführt. 
Die Betreuung wird von vielen 
pädagogischen und sozialpädago­
giSchen Ausbildungsstätten als 
Praktikum anerkannt. Berufstätigen 
aus NRW steht nach dem Gesetz 
Sonderurlaub zu. Die Vergütung für 
einen dreiwöchigen Einsatz beträgt 
neben freier Unterkunft und Ver­
pflegung sowie freier An- und Ab­
reise 240 Mark plus 30 Mark Ko­
stenpauschale. 
Jugendfahrtendiens t e. V. 
Heumarkt 64-66 
5000 Köln 1 
Tel. 0221/21 0 81 

SP-WAHLEN 

Vom 21. bis zum 24. Januar finden 
die Wahlen zum Studentenparla­
ment der Uni Bann statt. Es tre.ten 
elf Listen zur Wahl an: 

RCDS (Ring christlich-demokrati­
scher Studenten); LA/slh (Liberale 
Aktion/Sozialliberaler Hochschul­
verband); kolibri (konservativ-libe­
rale Richtung); Juso-H SG (Jungso­
zialisten-Hochschulgruppe); GAG 
(grüne alternative Gruppe); LUST 
(Liste undogmatischer Studenten); 
SHB (sozialistischer Hachschul­
bund); Wehrt Euch!; Jungdemokra­
ten (lhv); unabhängige Fachschafts­
liste; 3 ccc (katholische christliche 
?) 
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Jusos 

voll Dampf? 

(RZ) Sogar die gewiefte AKUT -Re­
daktion staunte, als sie dos Wahl­
-Blättchen der Juso-Hsg. in Hän­
den hielt. Ihre Stellungnahme zur 
KRITISCHEN Ur--I differiert von 
der, die wir von unserem Gespräch 
her noch in den Ohren hoben. Uns 
gegenüber hotten die Jusos verlaut­
bart, die KU sei ein erfrischender 
Neuansatz, ein Höhepunkt der 
AStA-Semesterarbeit, und sie 
wollten die nöchste KU aktivlr' 
mitgestalten als diese (vgl. AKUT 

95 Lc sf//J!icr-co i/lplc-jils 193 6 
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Nr.213, S.14. ). Ihr aktuelles Wahl­
Elaborat formuliert dies ander s, es 
spricht von 
nisatorischen 
Reinfall". 

einem "orga-
und politi schen 

Unsere journalistische Sorgfalt 
gebietet es daher, auf die doch er­
heblichen Diskrepanun aufmerksam 
zu machen. Wir fragen besorgt: 

Wieso hot uns die Juso-Hsg. 
nichts von ihrem plötzlichen 
Meinungs'wechse l mitgeteilt? Kom. 
er zu schnell? Wußte Uwe beim 
Gespräch mit un s noch nichts da­
von? Sind die Jusos innerlich zer­
stritten? 

- Noch ihrer nicht eben zurückhal -
tend lanciertenÜberschrift stehen 
die Jusos derzeit "unter 
Volldampf". Drei Seiten später 
heißt es, sie seien in der KU-Vor­
lereitung bösartig "ausgegrenzt" 
worden. . Wer könnte echte 
Volldamp~-Jusos ausgrenzen? Wieso 
hoben sie im Gespräch mit AKl)T 
nicht ihr Herz ausgeschüttet? 
- Ist es abwegig zu vermuten, daß 
eine KU, frei noch dem Motto 
"denn nur wo Juso draufsteht, ist 
auch Juso drin", nur dann akzep­
tiert wird, wenn sie unter 
Juso-Hegemonie stattfindet? Daß 
sie sich ansonsten in ihren 
Publikationen ausweinen, um Trost 
in Form von Wählerstimmen zu er­
holten? In einschlägigen Politkrei­
sen macht bereits dos Kürze l 
'NRW'- Neue Revisionistische Wei­
nerlichkeit die Runde. Worum? 

Fragen dieser Art soll te ei gentlich 
unser Gruppeninterview klären; sie 
sind zu wichtig, um im Wahlkampf­
getöse unterzugehen. 
Verwirrung bleibt zurück wir 
bedauern dies. 

Möglicherweise gibt es ob dem 1. 
Januar 1986 die beiden Goethe-In­
stitute in Mexiko - eins in Mexiko 
City und eins in Guadalajara 
nicht r;~h r. Der Vorstand des Insti­
tuts droht mit Schließung, wenn die 
ortsansässigen deutschen Mitarbei­
ter in Mexiko auf tarifgerechter 
Bezahlung bestehen. Der ex tra aus 
München eingeflogene Tarif- und 
Arbeitsrechtsexperte des 
Goethe-Instituts versucht zur Zeit 
in Mexiko, die deutschen Mitarbei­
ter zum Abschluß von Auflösungs­
verträgen zu "überreden". Verträge 
zu ortsüb lichen, d.h . wesentlich 
schlechteren Konditionen, dür fen 
neu abgeschlossen werden. Die 
GEW kritisiert diesen Vorgang 
schorf als "arbeitsrechtliche Will­
kür" und "offensichtlichen Mangel 
on Rechtskultur" des Goethe-Insti­
tuts. Hintergrund dieses Vorgehens 
gegenüber den etwa 20 deutschen 
ortsansässigen Mitarbeitern bilden 
langwierige recht liehe Auseinander­
setzungen der dortigen Mitarbeiter 
ohne deutschen Paß. Eine Bezah­
lung oller deutschen und nichtdeut­
schen Mi tarbeiter noch BAT-Tori f 
ist dem Goethe-Institut zu teuer. 
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Nach oll den widersprüchlichen Berichten, die im letzten Monat zumn BAföG erschienen sind. 
hier nun die erste allumfassende und tiefs$rfende Darstellung. Wer bisher eher verwirrt war 
oder das Gefühl hatte, nicht alle Informationen mitbekommen zu haben, wird endlich klar seher\ 
Denn alle Begriffe sind anschaulich erklärt; ob Regelsatz oder DSW, wer diesen Artik.el gelesen 
hat, kann wieder mitreden. 

Der Anteil der BAföG-Empfänger 
an allen Studenten ist laut der " 11. 
Sozialerh~bung des . Deutschen 
Studentenwerkes (DSW)" von 37% 
1 982 auf 27% 1985 gesunken, also 
um 1 0 Prozentpunkte oder, bezogen 
auf den Anteil der Gefärderten, um 
mehr . als ein Viertel zurückgegan­
gen. 
Aber schon um diese Berechnungs­
methode gab es Streit. 
BA föG-berechtigt sind nur Studen­
ten, die unter 30 sind, sich im 
Erststudium befinden, nicht über 
die Förderhöchstdauer hinaus 
studieren und deren Eltern ihnen 
das Studium nicht allein finanzieren 
können. Läßt man den Aspekt der 
finanziellen Situation der Eltern 
weg, sa erhält mon eine Gruppe 
von Studenten (unter 30, im Erst­
studium ... ,s.o.), unter denen sich al­
le BA föG-Empfä nger befinden. Den 
Anteil der BA föG-Empfänger in 
dieser Gruppe will das Bildungsmi­
nisterium genannt haben. Damit 
wird die Forderung nach Anhebung 
der Förderhöchstdauer aber aus der 
Statistik ausgeklammert; eine 
Manipulation also. Aber Pech für 

das Ministerium: Bei der van Mini­
sterin Wilms geforderten Berech­
nung is t zwar der Anteil der 
BA föG-Empfänger höher, aber ge­
nauso stark gesunken, von 48% 1982 
auf 35% 1985, also um 13 Prazent­
punkte oder, bezogen auf den An­
teil der Geförderten, wie bei den 
Zahlen des DSW um mehr als ein 
Viertel zur ückgegangen. 
Nächster Streitpunkt war die Anhe­
bung der Bedarfssätze. Nachdem in 
der Presse von seiten des DSW 
sowohl wie vom Bildungsministeri­
um von einer Erhöhung um 3% ge­
sprochen worden war, da der 
Regelbedarfssatz von 690 DM auf 
710 D/II angehoben wird, sprach 
Frau Wilms olötzlich von einer Er­
höhung um '4%. Grund dafür war 
wieder eine Änderung der Bezugs­
größe. Denn, anders als selbst im 
Bericht der Bundesregierung zum 
BAföG vom 2. Dezember, der wie 
das DSW die Regelbedarfssätze 
vergleicht, gab Ministerin Wilms 
die Erhähung des Höchstfördersat­
zes on. Der steigt von derzeit 788 
DM auf 823 DM, also sogar um 
über 4%. Diesen Höchstfärdersatz 
erholten aber nur Studenten, die ei­
ne extrem hohe Miete zahlen und 

außerdem selbständig versichert 
sind, mit einem Monatsbeitrag vo"n 
mindestens 55 D/II; also Studenten, 
die eine höhere finanzielle Bela­
stung tragen als es "die Regel" ist. 
Diese Mehrbelastung wird aber nur 
zum Teil ersetzt, sodaß die mit 
dem Höchstfördersatz geförderten 
Studenten, die im übrigen nur eine 
verschwindend kleine Minderheit 
unter den BAföGcEmpfängern dar­
stellen, im Endeffekt schlechter 
dastehen als die noch dem Regelbe­
darfssatz geförderten. Die Erhö­
hung des Regelbedarfssatzes ist mit 
3% erneut niedriger als der Anstieg 
der Lebenshol tungskosten, der von 
Herbst '84 bis Herbst '86 laut Be­
richt der Bundesregierung vom 
2.12. 4% betrogen wird. Ministerin 
Wilms behauptet in der Presse dos 
Gegenteil. 
Das DSW forderte die Bundesregie­
rung auf, den Regelbedarfssatz so 
zu erhähen, daß er der Preissteige­
rung von 1982 bis 1986 gerecht 
wird. Die liegt, wie man sich aus 
einer Statistik im Bericht der Bun­
desregierung errechnen kann, bei 
10,8%. Würde der Regelbedarfssatz 
von 1982 660 DM um 10,8% erhöht, 
müßte er ab Herbst '86 731 DM be-

tragen. Die Be­
hauptung des par­
lamentarischen 
Staatssekretärs im 
Bildungsminis teri­
um, Anton Pfei­
fer, das DSW ha­
be bei die5er For­
derung die Anpas­
sung der Bedarfs­
sätze von 1984 
außer acht ge las-

. sen, ist falsch; 
diese Anpassung 
ist fUr die Forde­
rung des DSW gar 

'nicht relevant. 
Wenn man den 
Regelbedarfssatz, 
der 1971 420 DM 
betrug, dem An­
stieg der Lebens­
hai tungskos ten 
seitdem anpassen 
würde, käme man 
auf einen Be­
dorfssatz van 802 



DM; die Forderung des DSW ist 
also durchaus nicht extrem. 
In diesem Zusammenhang muß noch 
erwähnt werden, daß das DSW nicht 
mit der Bundesregierung überein­
stimmt, die den Bedarf eines Stu­
denten mit dem (derzeit angenom­
menen) der Renten- und Sozialem­
pfänger vergleicht. Das DSW hat 
für Studenten einen eigenen Bedarf 
errechnet, der u.a. die Lernmittel 
mitberücksichtigt. Dieser Bedarf 
liegt bei 974 DM. Das , DSW hat 
aber nie gefordert, das BAföG auf 
diesen Betrag zu erhöhen, unter an­
derem weil über zwei Drittel der 
Studenten, alsa keineswegs nur die 
BA föG -Empfänger, nur weniger 
Geld zur Verfügung haben. 
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Umstellung auf Darlehen 

Im Bericht der Bundesregierung 
vom 2.12. gibt man sich graße Mü­
he, den Rückgang der Geförderten­
quote mit der "Sparpolitik von 81" 
zu erklären, z .B. "genauere Erfas­
sung von Einkommen" und "schärfe­
re Anrechnung des Einkommens". 
Die glorreiche "Verbesserung der 
Leistun;l~parameter durch das 8. 
BAföG-Anderungsgesetz" vom Moi 
'84 konnte sich gegenüber der 
"Sparpolitik" "noch nicht auswirken" 
und die "Behauptung, der Rückgang 
der Gefördertenzahlen beruhe ent­
scheidend auf der vollen Umst~l­
lung auf Darle~en ... läßt sich nicht 

tlKp 
aufrechterhai ten." 
Anstatt im einzelnen auf die Be­
gründungen der Bundesregierung 
einzugehen, soll hier nur darauf 
.hingewiesen werden, daß diese Be­
teuerungen im Widerspruch zur Ab­
sicht der Bundesregierung stehen, 
Studenten vom Studium abzuschrek­
ken. Diese Absicht erkennt man ja 
auch aus der verstärkten Propagan­
da, statt eines Studiums eine Lehre 
zu beginnen. 
Der Vergleich der Ausbildungsför­
derung in der Bundesrepublik mit 
der in anderen Löndern fällt nicht 
k> positiv aus, wie es von der Bun­
desregierung bisher immer darge­
stellt wird. Eine Studie, die die 
Bundesregierung beim DSW in Auf­
trag gegeben hat und die in ca. 
vier Wochen erscheinen soll, ver­
gleicht die Ausbildunqsförderung in 
acht Ländern. Peinliches Fazit: Die 
Bundesrepublik ist das einzige Land 
mit reiner Darlehensförderung. In 
Großbritannien und Österreich z.B. 
gibt es eine reine Zuschußförde­
rungi und Schweden, das seit zwan­
zig Jahren zu 90% mit Darlehen 
fördert und daher von der Bundes­
regierung oft zum ,Vergleich heran­
gezogen wird, stellt sich als nicht 
vergleichbar heraus. Dort besteht 
nömlich keine Unterhaltss.flicht sei­
tens der Eltern, was be eutet, daß 
praktisch jeder förderungsberech­
tig't ist. 95% aller Studenten neh­
men diese Förderung (bei der die 
Sätze im übri~en bedarfsdeckend 
sind) auch in Anspruch. Das bedeu­
tet, daß das Problem der hohen 
Schulden der Studenten einen ganz 
anderen gesellschaftlichen Stellen­
wert hat. Die Arbeitgeber der Aka­
demiker wissen z.B., daß diese ver­
schuldet sind und berücksichtigen 
das bei den Gehöltern. Dennoch 
gibt es in Schweden verstörkte 
Tendenzen, zu ei~em höheren Zu­
schußanteil überzugehen. 
Die Zinsfreiheit des Darlehens, die 
es tatsöchlich nur in der Bundesre­
publik gibt und auf die mit Stolz 
verwiesen wird, wirft dann aller­
dings noch ein weiteres Problem 
auf. Der reale Wert des Darlehens 
sinkt bis zur Rückzahlung enorm. 
Berücksichtigt' man nun, daß die 
RUckzahlung zudem einen imrr.en­
sen Mehraufwand an Verwalt ung 
bedeutet, kann man sich vorstellen, 
daß die Ersparnis gar nicht so groß 
ist. In einem Gutachten (das sich 
allerdings damals noch auf die För­
derung mit Teildarlehen bezog) ist 
der Bundesrechnungshof schon 1979 
zu dem Schluß gekomrren, die 

"Förderung mittels zinsfreier Dar­
lehen könne bei finanzwirtschaft­
licher Betrachtungsweise nicht em­
pfohlen, unter kapitalwirtschaftli­
chen Gesichtspunkten nicht vertre­
ten werden." Leider ist das Gutach­
ten vertraulich . Meine Informatio­
nen stammen aus einer Stellungnah­
me der damaligen Bundesregierung, 
die das Gutachten ablehnt. Die 
Gründe für .die Ablehnung sind 
nicht überprüfbar, denn dazu , wöre 
das GtJtachten notwendig. 

SCHLUßBEMERKUNG 
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Der Neubeginn wurde uns verordnet, die Demokratie war em port WH; er 

Kaugummi. Wir lutschten beides, brave Kinder der Reeducation und der Restaura-

tion. Und unser Experiment wurde ein großer Erfolg. Jedenfalls ökonomisch. Die 

weltpolitische Lage gewährte unserem Aufbauwillen, was sie unserem Eroberungswil· 

lien versagt hatte: Wohlstand und Weltrang. Wir blieben dermoch untertänig, apoli­

, tisch und provillZiell, lehnten uns ergeben an das mächtige Amerika wie an einen 

I großen Bruder und machten seinen neuen Feind zu dem unseren, oder besser: er 

durfte unser Feind bleiben. hier braucht.nicht ;ulernen. _ 

So lebten wir die bewährten deutschen Tugenden. fleiß, Sauberkeit und Disziplin. 

Und dumpfe Gemütlichkeit, hart am Rande der Barbarei. Fromm waren wir natürlich 

auch, und anständig; eben "für saubere Leinwand«, im Kino wie im Bett. Und so 

demokratisch, daß wir uns mit der Existenz einer Opposition, zumal einer außerparla­

mentarischen, schwer abfinden kormten. Sicher wäre alles auch so ordentlich geblie­

ben, wenn diese Pinscher, Miesmacher, Nestbeschmutzer nicht dauernd von Ausch­

witz und Vietnam geredet hätten, gegen die Notstandsgesetze und sogar für die 

Anerkennung der DDR. , . 

HERAUSGEGEBEN VON INGRID KARSUNKE UND 
KARL MARKUS MICHEL 

BAND 2 
NEUE BEWEGUNGEN UND WIEDERKEHR DES AU:rAGS 

ROTBUCH VERLAG BERLIN • AUS DER REIHE 

.. ' » lrl Mar"ku7" Michel, Bd. 7'; S. 11 f:) . , - . . -

• 

• 

n angesprochenen Pinschern a 
und Nestbeschmutzern gehörten 
sicherlich auch die Autoren des 
1965 von HANS MAGNUS ENZENS-
BERGER gegründeten "Kursbuch" • 
das seit dieser Zeit das Diskus-

• 
• 

• Sie besaßen "die Unverfrorenheit, 
.. trotdem auszubrechen. Die protes­

tierenden Jugendlichen schieben die 
Drehbucher beiseite, in denen die 
Experten den Verlauf ihres Lebens 
bereits festgelegt hatten. Manche 

• sionsforum für Linksintellektuelle 
darstellt- Grund für die Redaktion 
im Jahr des 20-jährigen Bestehens • ebenso fleißige wie wortreiche 

Abhandlung wurde über Nacht zur 
Makulatur. Vielen Beobachtern sind 
jene getarnten Taktiken des Über: 

• • 
eine die Bewegung der Republik 
von 1965 bis 1984 kritisch 
begleitende Chronik herauszugeben. 
Die ersten Kursbücher sind seit I • 
langem vergriffen, auch der 
Reprint der ersten Jo\ygänge bei t 
2001 is t nur noch im Antiquariat 
erhältlich. Da kommt die in zwei 
Bänden zusamlTJengefaßt~ creme de 

4 la creme von 20 Jahren 
KURSBUCH sehr gelegen_ 
Die von der "Lust an der Kontro­
verse" (so KARL MARKUS MI-
CHEL) gekennzeichneten Artikel 

• ~!nd in 5 Kapitel unterteilt, deren 

• 

Uberschriften zu deutlich das Auf 

• 

• und Ab jüngster linker Geschichte. 
dokumetieren : 

• I CDU-Staat 
II Aufbruch 

III Roll back (staatliche Repres 
sion,Rückzug ins Private) 

lebens und des Widerstandes ent-
• gangen, die viele Jugendliche schon 

seit Jahren anwandten, um sich 
unter einzwöngenden Bedingungen_ 
ihrer Haut zu wehren, ohne eine_ 
offene Konfrontations mit der eta­
blierten Macht riskieren zu mUssen. 
Die verdeckten Formen der Wider­
spenstigkeit werden jetzt teilweise 
zur offenen Revolte 

• 

• 
Klangvolle Namen wie ENZENS­
BERGER, MARTIN WALSER, 
PETER WEISS, FC DEUUS, REIN­
HARD LETT AU und UWE 
JOHN.$ON verdeutlichen, warum 
das KURSBUCH schonbald zum 
Aushängeschild linker politischer 
Kultur zählte. 

.~ • • 
• • •. ~ .. 

e • e . IV Neue Bewegungen 
V Wiederkehr des Alltages 

Wie tröstlich zu erkennen, daß nach • 
diesem Bewegu~barometer die 
nächste Revolte vor der TUr steht. 
Das Lamentieren über eine 

ft wird eine kritisch-distanzierte 
Haltung eingenommen, die mitunter 
zuwenig auf Eingriffe und Verände­
rung gerichtet ist. Doch vielleicht 

Ihat das Kursbuch als Instanz gerade. 
deswegen überlebt, weil es sich" 
nach der Zersplitterung der antiau-

e 
• • 

• • • 
. ~:, • 

• 

genormte und gestylte Jugend '86 
kann also den 
SHELL-Jugendforschern und fru­
stierten linken Soziologen überlas-
sen werden. 
Denn schon die Jugendrevolten • 
1981 waren "wissenschaftlich nicht t 
vorgesehen und von den 
Journalisten nicht eingeplant ", 
wie JÖRG BOPP (Bd.1I S.185) fest­
stellte. 

toritären Bewegung an keine 
Gruppe oder Organisation 

j angebunden hat. Auch wenn viele 
frustrierte und desorientierte 68er 
sich vom Kursbuch Lösungen er-

• hofften, die Auflage Anfang der 
70er in Höhen von 100 000 
schnellte, haben die Schreiber 
weder Illusionen verbreitet noch 
krampfhaft an linken Dogmen 
fes tgehalten. 
Schon 1967 röumte BAHMAN 
NIRUMAND gehörig mit den Vor-• fI ..... 

.e. 
• 

• • • 
• • 

• 
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einer gesellschaftsver_ 
Rolle einer. zu friedenen 

"progressiven Intelligenz" auf: 

"Dem Gast sei ~statte-t, nach der 
falsch gestell ten Weiche zu suchen. 
Die Anstrengungen der Aufklärung 
gabeln sich an einem zentralen 
Punkt: Bei dem entscheidenden Mo­
ment nämlich, in dem es gilt, den 
Gedanken der Aufsprengung des Be-
stehenden zu konkretisieren, den 
Status quo auch dem gemeineren 
Verstonde als Unterdrückung plausi-
bel zu machen, versogt die Kom­
munikationsfähigkeit, und mit der 
Bewegung des scheuenden Pferdes 

• 
• .-
• 

• • 
• 

.. -. . 
~,~" ~m,", I w;, :, • ~ ~~htstehen einer ausgeprägten linken I- ~ _ 

Kneipenkultur oder das Problemati- • 
• sie ren der "Lust am Haben" sind • 

• 
nur angesichts der .revolutionären ~ • • 
Ansprüche der damaligen Studenten r 
zu verstehen. 
Leider inzwiscren auch anachroni-

• stisch, doch vie l nachvollziehbarer 
sind die Artikel vom Ende der 70er, 
wenn z. B. BENNY HÄRLIN in 
seinen Studien zur Berliner Hausbe-
setzerbewegung den Mythos von . 
"unserer Power" beschreibt: • 
"Unsere Power ist aber nicht das 
sportliche Erfolgserlebnis gegenüber. 
der Staatsmacht: wir tun etwas und. 
reden nicht nur. Das Haus wird • 

I wieder bewohnbar gemacht. Das. 
Engagement ist sicher, handfest, 
pragmatisch. Ein öffentli .:her 
Mißstand wird kritisiert und zu-

4 gleich ein anerkanntes eigenes Be­
dürfnis realisiert. Wir machen keine. 

d · •• Stellvertreterpalitik ... Un unsere 

• 
läu ft der freie Gedanke in die 
Reihe der eingeweihten Geister 
zurück. Die Schwierigkeit liegt also 
darin, die Abstraktheit als die 
Sphäre von Ideologie, wo diese ihre 
geringste 'Differenz' in dem oben 
erläuterten Sinn erreicht hat, so_ 
zur Sprache zu bringen, daß sie 
eine m Verstand einleuchten kann, 
der in einem von sei es noch so 
geisterhafter Konkretion umstellten 
All tag sich ein verständliche s Re­
ssentiment gegen den 'Geist' gebil­
det hat und der wenig me hr an 

•• Powerl-st auch die Erfahrung, daß 
Erfolg als solcher Sympathie 
schafft. In dieser Sympathie steckt • 

• • , 

• 
• 

• 
• • 

Sprache versteht als die e r selber 

• 
• • 

• 

•• -, 

ts an die Masse 
wird, hält sich dort 

ein trübes Bild aus älteren Zeiten: 
• die linksintellektuellen, die Nest­

beschmutzer, die ewigen Närgler, 
die Kamrnunis ten, die Nein-Sager. 
Kein Funke springt über. Die einen 
haben ihren guten Ruf und ihre 
Feinde ein gutes Gewissen." 

• .. , (Bd. I, S. 43ff.) •• 
Vor allem der erste Band erscheint 
trotz vieler, heute nach gültiged 
Erkenntnisse als Samrr lung von 
his tor ischen Dokumenten. Die Spra- • 
che beispielsweise eines BERND 
RABEHL und eines RUDI 
DUTSCHKE wirken heute fast 

isch. Auch manche der be-. -• • • 

,. 

• 

• die Identifikation mit dem frechen 
Oavid, der gegen Goliath antritt. 
Diese Erfahrung war bisherigen 

• Protestbewegungen nur selten be­
-schieden. 'Schön und gut, aber wie 
wollt ihr das denn durchsetzen?' 
war häufig die Frage, mit der eine 
Diskussion praktisch beendet war. 
Denn 'ja, aber man muß doch' 
leuch tet nur Leuten ein, denen 
Politi~mehr eine moralische Betäti­

gung als eine pragmatische ist. 
Band 2, S. 180. 

Der größte Wert einer d_erattigen 
Chronik ist die Vermittlung eines 
Gefühls von Geschichtlichkeit. Bei 
immer kürzeren Generationswe­
chseln innerhalb der linken (Enga-

• gement - Frustration - Anpassung) 
• kann sie helfen, Erfahrungen und 

Wissen zu dokumentieren und zu 
speichern, linken 1986 zu ermögli­
chen, über den Tellerrand einer 
trostlosen aktuellen Situation zwi­
schen KOHL, RAU und PETRA 

• KELL Y zu schauen. 
Unser Problem wird auch in -Zu­
kunft sein: "parteilich bleiben 
ohne parteigläubig zu werden; uns 
bei .... ren lassen können - ohne daran 
irre zu werden; unseren Kopf zu 
gebrauchen - ohne den dafür so 
wichtigen Spiel-Raum zu verlieren; 
unsere Phantasie spielen lassen -
ohne dabei ins Phantasieren zu. 
kommen; schließlich langsam und 
beschwerlich den aufrechten Gang 
lernen, damit wir eines Tages 
unser~deologischen Krücken im 
hohen Bogen auf den Müll werfen 
können." 

• 

• 

(Christian, Angaben zur Person, 
1978, Band 2, S. 136(7) 

Bewegung in der Republik 1965 bis 
1984. Eine KursbuchChronik. Rot­

t buch-Verlag 1985. 2 Bde., ZU5. 48 
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eR 'Stöt) SE I K. 
"In seinem dreißigsten Lebensjahr 
trat er in die neurochirurgische 
Abteilung des Städtischen Kran­
kenhauses als Assistenzarzt ein. 
Die Idee der Medizin: die bedin­
gungslose Bereitscha.ft zum An­
griff auf das Kranke schien ihm 
hier am reinsten erfUllt. Erst spät 
begriff er, daß jed~r Angriff auf 
das Kranke im Körper ein Angriff 
auf den kranken Körper und so­
mit unzul1:issig ist. Diese unge~eu­
re Lehre sollte ihm in diesem 
Hause erteilt werden." 

Mit einem unguten GefUhl "im 
Bauch", in Uberdeutlichen Bewußt­
sein der eigenen WissenslUcken, 
aber doch voller Erwartungen tritt 
"er" die AssistenzarztstelJe an. 
Pervsonen und Orte bleiben unbe­
nannt. 
Die oben zitierte Exposition - die 
in ihrer lakonischen Knappheit und 
Dichte von ferne an die Kleistschen 
EinfUhrungssätze beispielsweise der 
"Marquise' von 0" erinnert - läßt 
schon Unheil erwarten. Bei der Ar­
beit dann bald lähmend die ersten 
handwerklichen (!) Mißgeschicke, 
noch erstickender deren selbstver­
ständliche Vertuschung in der Ab­
teilung. 
Meyer-Hörstgen, selbst Arzt, 
beschreibt in diesem Roman, 
seinem ersten Buch, wie ein junger, 
unsicherer Arzt, verschlossen und 
anpassungsQereit bis zur Selbstauf­
gabe, innerhalb der vielen unge-

schriebenen Gesetze des Kranken­
hauses anfängt zu funktionieren. 
UnterkUhlt und mit gespannter Auf-

merksamke-it erzählt Meyer-Hörst­
gen von der lautlosen Einreihung 
eines Neuen in die Hierarchie, an 
deren Spitze unerschUtterbar der 
Professor thront. 
Dieses Thema ist nicht ' neu. Umso 
größer ist die Leistung Meyer­
Hörstgens, der grausam klar und 
auch packend die Situation der "im 
Kopf" erkrankten Patienten der 
Neurochirgie schildert, ihren Status 
hilflosen Ausgeliefertseins an bis­
weilen auf obskure Art entstandene 
ärztliche Befunde. Entlarvend sind 
die geheimen BefUrchtu.r:'gen der 
unterwUrfig-arrogant die Arzte mit 
Fragen bedrängenden Verwand-
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schaft der Patienten: 
"Er hötte Ihr sagen können, daß 
nach seiner Einschtltzung an 
komplIkationsloses Sterben uber­
haupt noch nicht zu denken war, 
daß das Furioso der Apparate und 
Hönde ja noch ausstand. Dabei 
spUrte er, daß die Frau etwas Be­
stimmtes von ihm wollte, ohne 
dofUr die Worte zu finden ( ... ). 
Wird er leben? Wird er blöd sein, 
wenn er lebt? ,Werden vielleicht all 
die Peinlichkeiten auf mich zukom­
men, denen Angehörige eines Ver­
blödeten nicht entgehen können?" 

Die Metzger-Manier der Opera­
teure, die sich in grotesker Re­
spektlosigkeit on den Gehirnen 
Kranker vergreifen, wird durch das 
sorgf/:!ltig ausgeUbte chirurgische 
Hand-Werk nur mUhsam verdeckt. 
Meyer-Hörstgen mutet seinen 
Lesern, zumeist sicherlich Laien 
und immer potentiell Kranken, mit 
seiner schmucklosen, offenen (um 
nicht das hier abgeschmackte "se­
zierend" zu verwenden) Sprache 
viel zu. Nur selten geht die Wut 
mit Ihm durch und der Haß eines 
bedeutungslosen Jungmediziners, 
der sich anf1jnglich noch einen 
minimalen Rest eigener WUrde 
hatte bewahren wollen; der die töd­
lichen "Kunst"-fehler genau regi­
striert, die Anmaßung der bewußt 
den Tod in Kauf nehmenden opera­
tionsgierigen Ärzte - die ja ein 
festgelegtes Maß an hinter sich ge­
brachten Operationen vorweisen 
mUssen, um in ihrer Ausbildung 
weiterzukommen -; ihr gegenseiti­
ges kriecherisches Belauern, ihre 
Unmenschlichkeit, die In der Miß­
achtung der Toten zum Ausdruck 
kommt: bereits Gestorbene "wurden 
durch die Beatmungsmaschine aus 
GrUnden der tlrztlichen Reputation 
noch einige Tage am 'Leben' gehal­
ten, damit sich Im Bewußtsein der 
Angehörigen die Operation noch als 
zunöchst gelungen festsetzen" kann. 

Die emotionslose, niemals larmo­
yante Sprache Hans Meyer-Hörst­
gens entwickelt einen Sog, der die 
beschriebenen Ungeheuerlichkeiten 
nur scheinbar entschörft. Kein Wort 
zuviel. 

Jutto I<och 

Hans Meyer-Hörstgen, Hirn­
tod Roman, suhrkamp 1985, 
20 Mark 
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Das vorgestellte Buch scheint mir 
aus den oben genannten GrUnden 
sehr lesenswert zu sein. 
DarUberhinaus stößt es gerade 
durch die unverhUllt grousame Ge­
nauigkeit, mit der dort Operationen 
om Gehirn Kranker geschildert 
wird, die Leser auf die wesentlich 
humanere, nichtoperative Alterna­
tive. Die psychiatrische Versorgung 
in unserem schönen Lande des 
dichten sozialen Netzes steckt 
allerdings in einer tiefen Krise. 
Und damit hat es angefangen: Man 
erinnere sich vage - im letztjtlhri­
gen Sommerloch wurde an das 
zehnj1:lhrige Jubil1:lum des Untersu-
chungsberichts der Psychia-
trie-Enquete erinnert, die der 
Bundestag 
eingesetzt hatte, um eine 
aktuelle Basis fUr die Diskussion 
Uber die Psychiatrie in der 
Bundesrepublik zu erhalten. 
Dieser Enquete-Bericht hatte 1975 
betrtl.chtliches Aufsehen erregt, 
weil er gravierende Mißst1:lnde zum 
einen in der stationtiren Versorgung 
von Psychiatriepatienten fest­
stellte. 
Das Wichtigste an diesem Bericht 
war, daß die öffentliche Aufmerk­
samkeit auf die schwerwiegenden 
Möngel psychiatrischer Hilfe außer­
halb der Klinik gelenkt worden war, 
a.Jso auf das, was seither so ent­
larvend wie schwammig unter 
"komplementöre Dienste" firmiert: 
Dazu gehören therapeutisch beglei­
tetes Wohnen, "beschUtzte" Ar­
beitsformen, Patientenclubs. 
1975 wurden, nicht zuletzt dank 
des publizistischen Drucks, etliche 
FInanzierungsprogramme von Bund 
und Ltlndern aufgelegt, um die 
begleitenden Maß,:,ahmen und d~e 
dazugehörigen Institutionen · - die 

sich in der Regel nicht selbst tro­
gen - (mitzu-)bezahlen. Die meisten 
dieser Programme hatten allerdings 
eine auf zehn Jahre beschrtinkte 
Laufzeit. Die von den öffentlichen 
Finanzspritzen abh1:lngigen Einrich­
tungen höngen seit dem 1. Januar 
'in der Luft. 
Die Mönner und Frauen, die Phan­
tasie und Kenntnisse investieren, 
um den Psychiatriepatienten • eine 
Lebensform zu ermöglichen, die 
etwas mit "freier Selbstbestimrr ung' 
zu tun hat, haben selbstverst1:lndlich 
einen Anspruch auf adtlquaten 
Lohn. Fast genauso dringend brau­
chen sie ebenso wie die Betreuten 
die grundlegende Sicherheit, daß 
die Gelder weiter fließen werden, 
um kontinuierlich und in Ruhe zu 
arbeiten. 
Andererseits wören bzw. sind die 
Psychologen, Ärzte, Sozialarbeiter 
und Sozlalpödagogen gezwungen, in 
rigider Selbstausbeutung nach 
schlechter alternativer Manier fUr 
ein Taschengeld ein Minimum an 
psychiatrischer Versorgung auf­
rechtzuerhalten. 
Wird die KUrzung dieser Gelder 
nl~ht schnellstens rUckg1:lngig ge­
macht, wöre das zutiefst inhuman 
und auch kurzsichtig. Und 
merkwUrdig gehandelt gerade von 
einer Regierung, die stets voll­
mundig 'generationenUbergreifenden 
familiören Zusammenhalt propa­
giert. Ein wUnschenswertes 
Ergebnis wöre die möglichst , freie 
Lebensgestaltung der Betroffenen. 
Abgesehen davon - ist das nicht ein 
schlagendes Argument fUr unsere 
rechtsgew\rkten Sozialpolitiker? -
ist eine nichtstationöre Unterbrin­
gung von Psychiatriepatienten lang­
fristig billiger. 

Jutta Koch 
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Der Indienspezialist 
Reisebüro Silvester 
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Betr.: Artikel "Der Sit-In und der 
Antisemitismus" in AKUT Nr. 213, 
Seite 6-9, Dez~mber 1985 

Liebe Jutta, 
als erstes möchte ich mich bei Dir 
bedanken dafUr, daß Du dieses The­
ma in AKUT angeschnitten hast, 
obwohl ich einige kritische Anmer­
kungen machen möchte: Ich gehöre 
nicht zu den 10 000 Lesern des 
Buches zum TheoterstUck "Der 
Mull, die Stadt und der Tod", ich 
möchte mich auch nicht zu der 
Qualität dieses Werkes äußern, 
sond ern zu Deinen Äußerongen 
Uber den Antisemitismus in diesem 
unseren Lande. 
a) Du nimmst R. W.Faßbinder vor 
dem Vorwurf des Antisemitismus in 
Schutz, indem Du seine Homose­
xualität anfUhrst, die ihn zu einem 
Angehörigen einer der Gruppen 
macht, die im Dritten Reich der 
Verfolgung durch die Nazis ausge­
setzt war. Jetzt sag mir doch bitte 
mal, wie es im Dritten R~ich mit 
der Verfolgung der Sozialdemokra­
ten und anderen Linken aussah? 
b) Du wirfst "der Linken" einen la­
tenten Antisemitismus vor, der mit 
dazu beiträgt, daß sich Juden in 
Deutschland unwohl fuhlen müssen, 
weil sie Angst vor einem Ausbre­
chen offener Gewalt gegen die Ju­
den hoben. 
Ich möchte hier nun etwas weiter 
ausholen: Die Juden sind in 
Deutschland eine Minderheit, die 
sich keinerlei MUhe gibt, den Ver­
such zu unternehmen, zu einer Aus­
söhnung mit den Deutschen zu 
kommen. Angebote hierzu von 
deutscher Seite gibt es oft !:jenug. 
Stattdessen kann es sich ein ehe­
malioer Bomben-Terrorist, der es in 
Israel zum Ministerpräsidenten ge­
bracht hat, leisten, einen deutschen 
Bundeskanzler öffentlich zu belei­
digen. Gleichzeitig begrUnden die 
Juden in Israel ständig wachsende 
finanzielle und militärische Forderun­
gen mit der Schuld der Deutschen, 
die diese doch bitte auf diesem 
Il'laterialistischen Weg abzutragen 
haben. Gleichzeitig macht mon un­
mißverständlich klar, daß diese 
Schuld imrrer erholten bleibt. 

DieseS Prinzip unterstUtzt Du, 
indem Du den Juden das Recht auf 
eine irrationale Furcht gibst, die 
sich angeblich aus jahrhundertealter 
Erfahrung nährt. Dos politische 
Handeln von Juden in Israel muß 
Gegenstand der politischen Diskus­
sion sein können. Ich habe nichts 
gegen Juden, und ich sehe die 
Schwierigkeiten in der Beziehung 
zwischen Deutschen und Juden, 
dennoch kann ich es nicht ~kzeptie­
ren, daß sich eine Uberaus radikale 
Volksgruppe zum Moralrichter Uber. 
die Deutschen aufspielt. Jemand, 
der sich sehr viele Rechte heraus-

lESER8RIEFE 
nimmt, hot auch eine erhöhte Zahl 
an Pflichten. Wird dies von den 
Juden nicht akzeptiert, so ist die 
Gefahr eines steigenden Antisemi­
tismus größer, als durch ein einzel ­
nes Theaterstuck. 

Offener Brief 

Alexander Görbing, 
Chemiestudent 

An den Rektor, den Senat und die 
Kommision zur Vorbereitung der 
Senatsvorlage einer neuen Grund­
ordnung 

Sehr geehrte Damen und Herren! 
Mit großer Freude haben wir ver­
nommen, daß die Universität Bonn 
jetzt endlich eine neue Grundord­
nung erholten soll. Da das Wissen­
schaftliche Hochschulgesetz des 
Landes Nardrhein-Westfalen den 
Studentinnen und Studenten dabei 
gewisse Mitbestimmungsrechte ein­
röumt, möchten wir Ihnen schon 
jetzt unsere Vorstellungen mittei­
len, l damit die neue Grundordnung 
noch der Wohl des Konvents ohne 
weitere Verzögerung verabschiedet 
werden kann. Eine Grundordnung, 
die diese Forderungen nicht ent­
hölt, können wir nicht akzeptieren. 
Die Grundordnung muß durchgehend 
geschlechtsneutral formuliert wer­
den. Überall mUssen die weiblichen 
Berufs- und Funktionsbezeichnungen 
explizit erwöhnt werden, z.B. "Rek­
tor/in", nicht nur "Rektor". In der 
Pröambel sollen Grundsätze zur 
VerbesserunQ der Lage der Frauen 
an der Universität verankert wer­
qen. Wir streben on, . daß die Frauen 
on der Universität in ollen Pasiti­
anen in dem gleichen Prozentsatz 
wie in der Bevölkerung vertreten 
sind, d.h. die HöHte gller Stellen 
sollte von Frauen besetzt sein (es 
gibt aber mehr Frauen als Männer, 
Anmerkung der Setzerin). Um 
dieses Ziel langfristig zu erreichen, 
sollen Frauen bei gleichen formalen 
Voraussetzungen bevorzugt werden 
(positive Diskriminierung). Damit 
die Vorurteile der schon an der 
Universitöt arbeitenden Mönner 
nicht weiter verhindern, daß mehr 
Frauen an die Universitöt kominen, 
mUssen die Berufungs- und Beset­
zungskommisionen geschlechtspori­
tätisch besetzt werden. FUr die 
Frauen muß an der Universitöt eine 
Mtiglichkeit geschaffen werden, 
sich gegen Diskriminierung zu weh-

ren (auch gegen positive? An­
merkung des Diktierenden). Deshalb 
fardern wir die Einrichtung einer 
Gleichstellungskammissian und der 
Stelle einer Frauenbeauftragten in 
der Verwaltung, um die Pläne zur 
Frauenförderung zu Uberwachen und 
AnlaufsteIle fUr diskriminierte 
Frauen zu sein. Die Gleichstel­
lungskammission wird von den 
weiböhen Mitgliedern der Universi­
tät aewöhlt und ist viertelparitö-
tisch besetzt. Mitglieder der kom­
mission sitzen in ollen Gremien. 
Die Kommission entscheidet Uber 
die personelle Besetzung des 
Postens der Frauenbeauftragten. 
Die Frauenbeauftragte ist Uber Ein­
stellungs-, Berufungs- und Beförde­
rungsverfahren schon in der Pla­
nungsphase zum in formieren; sie 
hat Einblick in alle Ak ten. Sie hat 
dos Recht, Hochschulangehörige bei 
nachgewiesener Diskriminierung öf ­
fentlich zu rUgen. 
Mitarbeiterinrien und Mitarbeiter in 
Hochschulgremien sollen fUr die 
Teilnahme an Sitzungen von ihrer 
Ublichen Arbeit entlasten werden. 
Überschreitet die Sitzungszeit Uber 
einen ltingeren Zeitraum hinweg, 
z.B. vier Wochen, eine be st.i mmte 
Höchstwochenstundenzahl, • z.B . 
zehn Stunden, so sind die dem Gre ­
mium angehörendefi Studentinnen 
und Studenten fUr den Aufwand fin­
nanziell zu entschtidigen, da sonst 
viele Studentinnen und Studenten 
nic/:1t an diesen Gremien teilnehmen 
können, weil sie neben dem Studi ­
um noch:,Geld fUr ihren Lebensun­
terhalt verdienen mUssen, und die 
finanzielle Loge des/der einzelnen 
darf nicht die Möglichkeiten der 
Mitbestimrr ung einschrönken. 
Sitzungen oller Gremien sollen 
prinzipiell äffentlieh sein, und nur 
auf Antrag können Personalangele­
genheiten nicht öffentlich behan­
del.'Mlerden. 
die Kommission soll UberprUfen, ob 

das Abitur als einzige Zugangsvor ­
aussetzung zum Studium an der 
Universi tät in Bonn noch berecht igt 
ist. Es sollte geprUft und· in der 
Grundordnung explizit festgehalten 
werden, welche AbschlUsse als 
gleichberechti'gt anerkannt werden 
können. 
Wir weisen die Kommission darauf 
hin, ihre Vorschläge zur neuen 
Grundordnung bereits im Vorfeld 
auf die Genehmigungsfähigkeit hin 
zu prUfen. Wir werden energisch 
protestieren, sollten einige Profes­
soren wieder versuchfm, mit Verzö­
gerungstaktiken zu verhindern, daß 
die Universität eine fUr olle Grup­
pen akzeptable Grundordnung be­
kommt. 
Bei RUckfragen wenden Sie sich 
bitte an den Fochschoftsrat Physik­
Astronomie. 
Mit freundlichen GrUßen 

Fachschoftsrat Physik-Astronomie 
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liebe AKUT-Redaktion! 
Daß Ihr Euch dazu durchringen 
konntet, störker als bisher hoch­
schulpolitische Themen zum Inhalt 
Eurer Arbeit zu machen, ist erfreu­
lich. Es Ist m.E. auch richtig, die 
Konzepte der verschiedenen Hoch­
schulgruppen darzustellen, wie die 
konkrete Studiensituation zu ver­
bessern und Perspektiven fUr die 
Hochschulen zu erkömpfen sind. 
Leider ist Euch dabei der Blick fUr 
das Wesentliche verlorengegangen. 
Den Versuchen der Rechtsregierung 
entgegenzutreten, unsere Hochschu­
len zu formieren - durch sozialen 
Druck (BAfÖG-Umstellung) und 
Angriffe auf die Inhalte (Drittmit­
telforschung) und Struktur (Abbau 
von Mitbestimmungsrechten, Stu­
dienverschörfungen) unseres 
Studiums und unserer Hochschule -
ist genauso Aufgabe einer Studen­
tenzeitung wie die des AStA. 
Höttet Ihr Euch mit den fatalen 
Auswirkungen rechter Bildungspali -
tik auf unsere Uni befaßt, so hätte 
eine konsequente Kritik an den 
rechten Hochschul verbönden, allen 
voran am RCDS, in der Natur der 
Sache gelegen. 
Stattdessen habt Ihr bei der Vor­
stellung der HSGs kein politisches 
FeingefUhl erkennen lassen. 
Juso-HSG zusammen mit dem 
RCDS unter dem Titel "Porteiju­
gend" vorzustellen, mag zwar die 
Arbeit der Redaktion kräftig er­
leichtern, und es kommt wohr­
scheinlich den Aversionen manch 
eines gegen die SPD entgegen -
einer konstruktiven Auseinander­
setzung dient es nicht. Eben weil 
die Juso- HSG einer der beiden so­
zialdemokratischen Studentenver-

bände ist, tritt sie an der Hoch~ 
schule fUr eine Politik gegen die 
Re chtsregierung und deren K,lien­
tel auf. Eben weil der RCDS Stu­
dentenverband der CDU ist, hot er 
die Verantwortung fUr die stete 
Verschlechterung unserer Studien­
bedingungen mitzutragen. 
In ale sem Lusammeiihang erscheint 
es mir auch recht fragwUrdig, die 
Versuche von KOLIBRI, reaktionäre 
Politik unter dem Deckmöntelchen 
des liberolismus zu verstecken, 
offen dadurch zu unterstutzen, daß 
mon diesen Verein unter dem Titel 
"liberal" vorstellt. 
Dos größte Ärgernis war fUr mich 
jedoch der Artikel "Die traditio­
nelle linke", der mit dem einein­
halbstUndigen Interview, das Ihr mit 
mir gefUhrt hobt, nun gor nichts 
mehr gemein Rot., 
Ihr unterstellt uns in diesem Arti­
kel, wir vermuteten hinter Refor­
men nichts and~res als eine Strate­
gie des Kapitalismus, "die Arbei­
ter zu korrumpieren". Reformen 
können jedoch Spielräume fUr wei­
teres Handeln darstellen und lassen 
sich auch nur durch konsequentes 

Handeln fortschrittlicher Kräfte 
durchsetzen. Dies hat der ~HB 
immer deutlich gemacht. 
Die Behauptung, wir wollten den 
"Verlockungen" des Kapitolismus 
eine intensive Schulungsarbeit ent­
gegensetzen, ist aus zwei GrUnden 
völliger Blödsinn. Erstens können 
wir am Kapitalismus wohrlich 
nichts Verlockendes erkennen. Zum 
Zweiten dient unsere Schulung 
mehr dem Ziel, uns die Gesetzmä­
ßigkeiten gesellschaftlicher und hi­
sto rischer Prozesse anzueignen 
und somit unsere politische Arbeit 

optimal auszugestalten. Verlockend 
ist dabei fUr uns die Perspektive 
des Sozialismus. 
Übrigens: Unsere Schulung bietet 
auch die Möglichkeit, die Gestol­
tung einer Zeitung (vom Lay-out 
bis zum Inhalt) zu erlernen. Wäre 
doch mal was fUr Euch. 
Ein "anti monopolistisches BUndnis" 
lößt sich nicht wie ein Zweimann­
zelt aufbauen, sondern gestaltet 
sich in der konkreten Auseinander­
setzung, die die demokratischen 
Kröfte fuhren. Das Handeln oller 
und nicht - wie Ihr interpretiert, 
der Intellektuellen - ist dabei die 
Meßlatte fUr unseren Erfolg. 
Aus einer Partei, in der wir arbei­
ten, können wir uns nicht verdrängt 
fUhlen. Wie sich im Einzelfall das 
Verhältnis zwischen SPD und SHB 
gestaltet, laßt Sorge dieser Partei 
und unseres Verbandes sein. 
Unverschämt ist die Behauptung, 
der SHB toleriere nur jene linke, 
die fUr die Ak tionseinheit von So­
zialdemokraten und Kommunisten 
stehen. Ausgemachter Unsinn: Der 
SHB tritt in allen BUndnisbereichen, 
insbesondere im Bonner AStA, als 
die einigende Kraft auf, die Politik 
auf der Basis des Gemeinsamen 
entwickelt. 
Ich hoffe, Ihr zieht aus meinem 
Brief positive Konsequenzen. Und 
wenn es nur die ist, mit Intefview­
partnern fairer und sachlicher um­
Mit solidarischen GrUßen 

Christoph Schmalenbach 
(SHB) 

liebe Redaxe! 
In der letzten Ausgobe der AKUT 
hobt Ihr unsere Hochschulgruppe 
LHV (liberaler Hochschulverband) 
genannt. Seit dem 7.12.1985 ober 
heißen wir bundesweit Jungdemo-
kroten-Radikoldemokratische Stu-
dentengruppe. Diese 
Narr.ensumbenennung mußte, wie 
ich finde, folgen, da unsere Arbeit 
seit Jahren, mehr und mehr radi­
kaldemokratisch ist und. radikalde­
mokratische Themen behandelt. 
Wir wollen Derr.okratie 
täglich: werktags, sonn- und 
feiertags. In der Hochschule, im 
Betrieb, in der Familie . .. einfach 
uberall. Denn: Eine demokratische 
Gesellschaft gibt es erst, wenn alle 
Lebensbereiche demokratisch orgo 
nisiert sind. In unserer Gesellschaft 
sind wir hiervon noch weit ent­
fernt:"Demokratie" wird bei uns nur 
olle paar Jahre gespielt. Dann 
nämlich, wenn wir wieder ein 
Kreuzchen bei einer Wohl machen 
durfen. In ' 'w ichtigen Bereichen, 
z.B)j in den Betrieben oder im 
Konvent ist auch dos noch stark 
eingeschränkt.Und auch an unserer 
Hochschule reicht die einmal 
jählich stattfindende SP-Wahl nicht 
aus, um ' wirklich demokratische 
Prozesse in Gong zu bringen. Sie 
kann also auch nur als Wohlauf trog 
an einen linken AStA gelten zu 
funktionieren und sich nicht selber 
durch undemokratisches Gehebe 
lahm zu legen. 
Aus diesem Selbstverständnis und 
der Tatsache, daß der jetzige AStA 
sich immer weniger an 
demokratisch ge faßte BeschlUsse 
hielt (u.a. wurde gegen alle Abspra­
chen und das Votum Eurer 
Redaktion unser Kandidat fUr den 
Posten des Chefredakteurs­
Christion Eicke - nicht gewählt) 
folgte fUr uns, daß wir am 18. 12 . 
qen AStA verlassen haben. Diese 
Entscheidung konnten weder Ihr 
noch wir zum letzten Redaktions­
schluß wissen. 
Aus unserem Selbstverständnis, un­
seren Engagementsbereichen,sei es 
Grund- und Freiheitsrechte, 
studentischen InteressenvertretlJng, 
Frieden, "3. Welt", Emanzipation 
oder anderes, folgt ober auch, daß 

ich es schon reichlich verdummend 
finde uns unter einer Überschrift 
mit sogenonnten liberalen 
wiederzufinden. Ein 
Konservativismus reaktionörer 
Prögung wie ihn Kolibri, LA und 
SLH verkörpern steht im totalen 
Widerspruch zu "liberal". 
Wöhrend eine radikaldemokratische 
Gesellschaftsauffassung einzige 
Konsequenz einer liberalen Gesell­
schaftsanalyse und -kritik ist. 

Mit radikaldemokratischen GrUßen 
Felicitas Grabe 
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Liebe Freunde, 
in der Akut 213 habt Ihr einige 
Sötze formuliert, die einer 
Gegendarstellung bedurfen. 
So möchte ich zunöchst etwas zum 
Kapitel "Hochschulpolitik" sagen. 
Es ist mit Sicherheit sinnvoll, kurz 
vor der SP-Wahl einmal die hoch­
schulpolitische Szene in Bonn 
kritisch zu beleuchten, jedoch soll­
te man von linkslastigen 
Wertungen, insbesondere tatsachen­
verdrehenden, Abstand nehmen. 
Sachlich falsch ist beispielsweise 
die Darstellung der Entpolitisierung 
und Entsolidarisierung der Studen­
ten als Ziel der jetzigen 8egierung, 
ebenso wie die Behauptung, die 
Rechten (gemeint ist der als polifi­
scher Gegner meistgefUrchtete 
RCDS) nutzten dieses aus. Der 
RCDS ist eben nicht der 
Must~rschUler der CDU, was in den 
kontroversen Positionen in Themen 
wie BAFöG, HRG und Mediziner­
ausbildung zum Ausdruck kommt. 
Unter der Überschrift "Positionen" 
ste,ht, daß die rechten Gruppen nir­
gendwo Eigenes zur kritischen Uni­
.... ersitöt oder zur Wissenschaftskri­
tik erarbeitet höHen. Diese 
Aussage ist falsch. Der RCDS hat 
seit Jahren mit seinen regelmößi­
gen Jours-fixes ein Forum ge­
schaffen und auch etabliert, in dem 
auf , breitestmöglicher Basis poli­
tisch kontrovers diskutiert wird. 
Der Unterschied liegt lediglich da­
rin, daß der RCDS es ablehnt, seine 
Veranstaltungen vom AStA und 
damit von den Studenten, fi~anzie­
ren zu lassen. Eine Wissenschafts­
kritik darf auch nicht heißen, daß 
man, wie im Vorwort des 
Programms zur KU gesehen hat, 
schon vor der Diskussion das 
Ergebnis~ömlich den ASufruf zum 
Kampf gegen Staat und Kapital, 
kennt. Da sollten doch insbesondere 
sie Jusos ihren eigenen Meyer-A­
bich einmal durchlesen. 
Um was handelt es sich also? Um 
eine Wahlkampferöffnung im De­
zembe:? DafUr spricht einiges, 
denn dIe letzte SP-Sitzung vor 
Weihnachten brachte es an den 
Tag: die Akut befindet sich in den 
Hönden linker Demagogen. Was war 
geschehen? Das erfahrene 
Redaktionsmitglied Christion Eicke 
sollte einer vorher abgesprochenen 
Rotation '. wegen 

zum Chefredakteur gewählt 
werden, eine Formsache also. Eine 
Nachfrage ergab, daß der LHV-Ab­
geordnete Christian auch aktives 
Mitglied der im Übrigen völlig un­
politischen Burschenschaft, Cherus­
kia zu Bonn ist. Diese Tatsache 
brachte den ideologisch hochgebil­
deten Juso Stefan ScHdner-Rerr.bold 
auf den Plan. In einem löngeren 
Vortrag stellte er unter Benutzung 
interessanter Vokabeln wie "Radi­
kaldemokraten" klar, daß ein 
Burschenschafter niemals etwas in 
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einer Akutredoktion zu suchen 
höfte, auch wenn er dem LHV 
angehöre. Dies wöre fast so 
schlimm wie der Versuch, rechten 
Gruppen die Entsendung eines 
Redakteurs zu erlauben. Dieser 
Affront hatte im Ubrigen den 
Austritt des LHV aus der Linkskoa­
lition zur .folge. 
Nun muß ich aber auch noch kurz 
auf die Reaktionen zu meinem 
Kommentar zum Physikerartikel 
eingehen. Da behauptet man, ich 
höHe die subtile Ironie des Textes 
nicht verstanden. Mö.g l··sein .. - NLin 
haben aber außer mir sehr viele 
Physiker und die Uberwöltigende 
Mehrheit der Nicht-Physiker diese 
Ironie offensichtlich nicht ver­
standen. KC!nnte da die Ironie nicht 
ein wenig zu subtil gewesen und 
schlicht in Nonsens Ubergegengen 
sein? Wie sagte doch das linke 
Physik-Fachschaftsmitglied (!) Ralf 
Wurzinger im störoperator 
Nr.7,Seite 22 zu diesem Thema 
unter der Überschrift "Es lebe die 
Dumrrheit":"Nichts ist schlimrr er 
crls eine schlechte Ironie!" Zitat 
Ende. Im C'brigen finde ich die 
Kreuzesdarstellung auf der letzten 
Seite öußerst geschmacklos. ' 

.Mit freundlichem Gruß 
Martin Pohl 

Anmerkung der Redaktion: 
Wir haben bei unserem Gespröch 
mit dem RCDS-Vorsltzendell 
Clemens Betzel mehrmals nachge­
fragt, ob der RCDS als Bonner Ver­
band Positionen zur Kritischen Uni 
zur Wissenschaftskritiik, zu~ 
aktuellen Streit um die Ordinarien· 
universitöt oder zur Demokratisie· 
rung der Hochschulen erarbeitet 
hat. Clemens konnte uns keim 
derartige Position benennen. DieSE 
Tatsache, 11 Monate Schweigen Z\J 

wichtigen Auseinandersetzungen 0" 
dieser Uni, hoben wir dem RCDS 
Anspruch "Sochpolitik statt linke 
Ideologie- entgegengehalten. Weil' 
also ist hier Wahlkampfdemagoge ? 

AKUT -Redakteure! 

Ihr wolltet Leserbriefe haben; hier 
habt Ihr einen. 
Die Peinlichkeit der letzten AKUT 
fing schon auf der Titelseite on: 
Abgesehen davon, daß auch on 
Herrn Tucholsky dos Genitiv-S ohne 
Auslassungszeichen angehängt wird 
(siehe Duden), hat sich ersterer am 
21.12.1935 und nicht, wie AKUT 
meint, am 19.12. das Leben genom­
men. 
Munter weiter ging ' s im Nachrich­
tenblattinnern: Dafür haben sich 
Markus Roscher und ich anderthalb 
Stunden mit AKL. T-Redakteuren 
zusamrr,engesetzt, erklärt, Fragen 
beantwortet - damit dann in AKUT 
eine achtzehnzeilige Krit ik on KO­
LIBRI erscheint, mit 
vorgetäuschten Zitaten, unter aller 
Kanone. Niemond bei KCLlBRI ver­
steht sich ols Interessenvertretung 
nur der Korporationen; wir 
vertreten die' Interessen oller Stu­
dentinnen und Studenten, und wer 
unsere Flugblätter gelesen, unsere 
Veranstaltungen besucht, unsere 
SP-Liste gesehen hat, der weiß das 
auch. Natürlich mUssen sich die 
etablierten Gruppen verunsichert 
füh n, wenn ein bunter Vogel die St 
Studentenpolitik - bei allen ernst­
haften Anliegen - einmal auch et­
was leicht nimrr t, versucht, 
freundlich zu sein, Studenten zum 
Schmunzeln bringt. Doch daran 
werden wir festhalten - langweilige 
Gruppen gibt es schon mehr als 
genug. 
Abgesehen d,qvon, daß ich om 23. 
Oktober noch fraktionslos im SP 
war, so sind und bleiben meine 
Äußerungen zu SUdafrika und Nica­
ragua - die ich Ubrigens uneinge­
schrönkt aufrecht erhalte - meine 
private Meinung. FUr Privatmeirwn­
gen, auch konkurrierende, is t be i 
Kolibri nömlich Platz, wobei sich 
die Gruppe selbst allgemeinpolitisch 
nicht äußert studentenpolitisch 

haben wir schon genug zu sagen. 
Darüber hinaus freut es uns, daß 
wir anderen Gruppen 
Schwierigkeiten bei der Einordnung 
bereiten. Kolibri paßt eben nicht 
ins Links-Rechts-Schema, weil wir 
für die Studenten aröeiten 
konkret und ohne Parteien und Ide­
ologien. 
Zuletzt: Daß die AKUT-Redokteure 
für die christliche Überzeugung 
vieler 
vieler ihrer Mitstudenten nur hämi­
schen. Zynismus übrig haben, wuß­
t~n, wIr schon; dozu bedurfte es 

nicht noch eines neuen geschmack­
losen Beweises auf dem Rückentitel 
der letzten AKUT. In diesem Sinne: 
Bloß nicht weiter so! 

Järg C. Dietzel, 
1.Stv. KOLIBRI-Vorsitzender 



Betr.: 
DOSOlIgemeinpolitische Mandat 
hier: AKUT Nr. 2121213 

Verehrte Redakteurinne n 
Verehrt e Redakteure, ' 

Nun erfährt es der Leser des Nach­
richtenmagazins der Bonner Studen­
tinnen und Studenten noch einmol 
aus anscheinend doch berufenem 
Mund: "Die verschiedenen Konzep­
tionen für die Struktur der Hoch­
schu len sind von bestimrr ten poli­
tischen Positionen aus entwickelt 
worden. Dementsprechend kann es 
den Organen der Studentenschaft 
nicht verwehrt sein, unter Darle ­
gung dieser Zusammenhänge auch 
zu den Ausgangspositionen Stellung 
zu nehmen." So der damalige Präsi ­
dent der Westdeutschen Rektoren­
konferenz und Ex-Rektor der 
Banner Unive rsität, der Professor 
fUr Strafrecht und Strofprozeßrecht 
GrUnwald, in einer acht Punkte um­
fassenden Stellungnahme aus dem 
jahr 1972 zur juristischen Unhalt ­
barkeit eines Verbotes des oll ge­
meinpolitischen Mandats des AStA 
die in AKUT Ne. 212 im Vorfeld 
der Novellierung des Hochschul­
rahmengesetzes sozusagen als 
"zeitgeschicht liches Dokument" in 
einer "geschichtslosen" Zeit erneut 
abgedruckt wurde . Und in einer 
vorweihnachtlichen Geblauchsan­
weis\:Jng und Standol tbestimrrung 
die Bonner Hochsch ulg ruppen be­
treffend (AKUT Ne. 213) geht die 
Aufklärungsarbeit dann seitens der 
Redaktian unter dem Stichwort 
"Positionen" weiter: Die Verneinung 
des allgemeinpolitischen Mandats 
durch die "rechten" Hochschul-
gruppen und den SLH, unter 
Hinweis auf die Struktur der 
"Verfassten Studentenschaft" als 
Zwangskörperschaft lasse deren 
Organe zu reinen Redec1ubs" 
verkomrren und bedeute "die 
radikale Kastrat ion auf 
Servicearbeit". 
Es fragt sich nur, ab professorale 
Autorität - vie ll e icht in Verbindung 
mit einem Schuß erhoffter Wissen­
schaftsgläubigkeit, die den 
Deutschen ja in besonders starkem 
Maß zu eigen zu sein scheint - und 
der schnelle Vorwurf der 
p~litischen SelbstverstUmmlung on 
dIe Adresse des SLH bereits olle 
Zweifel an der Berechtigung und 
Notwendigkeit eines allgemeinpoli ­
tischen Mandats der Organe der 
Studentenschaft ausräumen können. 

Das rechtliche Verbot eines oll ge­
meinpolitischen Mandats des AStA 
- und übrigens auch des Studenten­
parlaments als weiterem Organ der 
Studentenschaft - ergibt sich aus 
§73 des Wissenschaftlichen Hoch-
schulgesetzes NW (WissHG) i.V.m, § 
71 WissHG. Nach § 71 Abs.2 Nr.2 
WissHG hot die Studentenschaft 

unte r anderem die Aufgabe, die 
"hochschulpoli t ische n Belange ihr e r 
Mitglieder wahrzunehmen und zu 
hochschulpolitischen Fragen Stei­
lung zu nehme n". Nach § 71 Abs. 3 
WissHG vollzieht sich "eine über 
die Aufgaben der Studen te nscha ft 
hinausgehende allgemeinpolitische 
Will ensbildung in den studen ti schen 
Vereinigungen der Hochschule" . 
Dies sind di e versch iedenen po­
litischen Hoch schu lgruppe n. Sowohl 
de r Studentenschaft wie auch ihren 
Organen hat de r Gesetzgeber ein 
sog . "a llgeme inpoliti sches Mandat", 
d:~. eine Berechtigung, zu ollen po­
lItI schen Fragen auch nicht-hoch­
schulbezogener Art Stellung zu 
nehmen, versagt. 
Der bloße Hinweis auf das Gesetz 
wird von Kritikern des bestehenden 
Zustandes als hoffnungslos "posit i­
vistisch", die gesetzl iche Bestim­
mung se lbst a ls eine Art von 
"Mau lkol berlaß" bezeichnet, die 
eine Entpoliti sierung der Universi­
tät fördern wolle (Stichwort~ "Ser­
vicearbeit"), das Ganze mithin a ls 
die Festschreibung eines unzeitge­
mäßen -weil konservativen- staa ts­
rechtlichen Gedankenguts im uni­
versi tären Bereich gebrandmark t. 

Eine vorei lige Schlußfolgerung ge­
schätz ter Studentenpolitiker oder 
vie lmehr eine zutreffende Fest­
s tellung? 

Der Hinweis des SLH -sicherlich 
nicht nur des SLH- auf die Struktur 
der verfassten Studentenschaft als 
einer Zwangskörperschaft ist in 
diesem Zusamrrenhasng entschei­
dent, wenn auch die AKUT -Re­
daktion glaubt, leichtfUßig hierüber 
hinweggehen zu können. 
Ein an dieser Stelle unerläßlicher 
weiterer Blick in das Gesetz zeigt, 

daß nach dem hier relevanten § / I 

Abs.l, Satz 1 WissHG die an der 
Hochschule e ingeschriebenen Stu­
denten die "Studentenschaft" bil­
den . Die Stude ntenschaft ist nach § 
71 Abs . l, Satz 2 WissHG eine 
"Gliedkörperschaft der Hochschu le". 
Damit hat der Gesetzgebe r die Stu­
dentenschaft körperschaftlich orga­
nisiert, d.h. als eine Organi sat ion, 
deren Mi tglieder aufgrund 
staatlichen Zwangs re kr utie rt wer­
den und die nicht auf einer freien 
Gründung beruht. Als mitglied­
schaftl~ch verfaßter, unabhängig 
vom Wechsel der Mitglieder be­
stehender, mit Hoheitsgewalt aus­
gestatteter Verwaltungsträger er­
füllt die · "Studentenschaft" 
Aufgaben mittelbarer Staatsver­
waltung und zwar im Rahmen der 
durch das WissHG eingeräumten 
Kompetenzen. Hierzu gehören ne ­
ben den bereits genannten hoch­
schulpolitischen Belangen der Mit­
glieder bspw. auch die Wahr­
nehmung von kulturellen, fach­
lichen, wirtschaftlichen und so­
zialen Belangen und die Förderung 
des Studente nsports, der in § 71 
Abs.2 Nr.5 ausdrücklich genannt 
wird. 
Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts darf der 
Gesetzgeber öffentlich rechtliche 
Verbände mit Zwangsmitgliedschaft 
- alsa wie die "Studentenschaft" 
bspw.- nur bilden, wenn der 
Verband "legitime öffentliche Auf­
gaben" erfüllt (BVerfGE 38, 281 ff). 
Legitime öffentliche Aufgaben sind 
"Aufgaben, an deren Erfüllung ein 
gesteigertes Interesse der Ge mein­
schaft besteht, die aber so geartet 
sind, daß sie weder im Wege priva­
ter Initiative wahrgenomrren 
werden können noch zu den im 
engeren Sinn staatlichen Aufgaben 
zählen, die der Staat selbst durch 
seine Behörden wahrnehmen muß" 
(B VerfGE 38,281). 
Zwar hat das Bundesverwaltungsge­
richt (sie!) die Wahrnehmung 
solcher legitimer öffentlicher Auf­
gaben durch die "Studentenschaft" 
bejaht und ausgefUhrt, daß der 
grundrecht lieh und rechtsstaatlieh 
fundierte Anspruch der Studenten 
auf Freiheit von unverhältnismäßi-

Bonner Studenten Fahrschule 
Münsterstraße 17 . S3 Bonn 1 . Telefon 63 4188 

Anmeldung und Auskunft: 

Montag und Mittwoch 
Freitag 
Unterricht Mittwoch 

von 17.00 bis 18.30 Uhr 
von 9.30 bis 11.00 Uhr 
von 18.30 bis 20.00 Uhr 
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gen Belastungen durch die Zwangs­
mitg edschaft in der "Studenten­
schaft" nicht verletzt werde 
(BVerWG in der "Neuen Juristischen 
Wochenschrift" 1980, 2595), jedoch 
ist es mit seim:r Auffassung auf 
eine breite Front der Kritik ge­
stoßen. Unlängst ist der Kanzler 
der hiesigen Universität, Wahlers, 
in der "Neuen Zeitschrift fUr Ver­
waltungsrecht" (NVwZ 1985, 804ff.) 
mit beachtlichen (und lesenswerten) 
GrUnden zu der Auffassung gelangt, 
~aß die Zwangsrekutierung der Stu­
denten nach den nordrhein-westfäli­
schen Hochschulgesetz und den 
Hochschulgesetzen anderer Bundes­
länder im Hinblick auf das Grund­
recht der:. Vereinigungsfreiheit 
(Art.9 Abs.l Grundgesetz GG) und 
der allgemeinen Handlungsfreiheit 
(Art.2 Abs. 1 GG) einen "ver­
fassungsrechtlich bedenklichen For­
menmißbrauch" darstellte. 
Auch wenn etwa die UnterstUtzung 
kultureller, musischer und sport­
licher Bettltigungen zu den (allge­
meinen) öffentlichen Aufgaben ge­
höre und im (allgemeinen) öffent­
lichen Interesse liege, so sei sie 
doch keine staatliche Aufgabe. Es 
sei Sache des BUr gers -des 
mUndigen BUrgers!- zu entscheiden, 
ob und wie er sich kulturell, 
musisch oder sportlich betätige. 
Die Problematik der Zulässigkeit 
der Zwangsrekrutierung. soll hier. 
aber nur angedeutet werden. Viel 
wichtiger erscheint in diesem Zu­
sammenhang im Hinblick auf die 
Forderung eines allgemein­
politischen Mandats nämlich eine 
andere Feststellung: Da die 
verfasste Studentenschaft ein Werk 
staatlicher Organisation ist, ist sie 
nach unbestrittener Auffassung 
nicht grundrechtsfähig. Sie und ihre 
Organe können sich mithin nicht 
auf das Grundrecht der allgemeinen 
Handlungsfreiheit nach Art.2 Abs.l 
GG und der freien Meinungs­
tlußerung nach Art.5 Abs.l GG be­
rufen, was unverzichtbare Voraus­
setzung fUr die Annahme eines all­
gemeinpolitischen Mandats wäre. 
Ihr beschrl:lnkter Kompetenzbereich, 
der sie nur im Rahmen der vom 
Gesetz festgelegten Schranken fUr 
handlungs- und rechtsfl:lhig erklärt, 
hat einen guten und von den 
Kritikern einmal intensiv zu uber­
denkenden Grund: Nur aufgrund des 
begrenzten, olso gerade nicht allge­
meinpolitischen Mandates der 
Kc;rperschaft "Studentenschaft" ist 
eine Mitgliedschaft in diesem 
staatlichen Zwangsverband uber­
haupt fUr den einzelnen Studenten 
erkll:lrlich 
und zumutbar . 
Die Verneinung des allgemeinpoli­
tischen Mandats durch den Gesetz­
geber ist somit Ausdruck eines li­
beralistischen Staats- und Staats­
rechtsversttlndnisses, welches sich 
dem simplifizierendem politischem 
Strickmuster von "rechts" und 

"links", von "konservativ" und "pro­
gressiv" entzieht. "Das Ziel des li­
beralismus ist die freie Entfaltung 
des Menschen ohne Einwirkung 
rational nicht-Iegitimierbarer Insti­
tutionen und Autorität in einem 
Staat, dem kein anderer Zweck zu­
erkannt wird als der Selbstverwirk­
lichung des Menschen zu dienen 
indem er dessen Rechte schUtzt.'~ 
(R.K. Hocevar, in: Historisches 
Wörterbuch der Philosophie). 

Der Liberalismus grUndet sich u.a. 
auf dem Individualismus, der der 
Individualität gegenUber Ordnung 
und Gemeinschaft den Vorrang gibt 
und die Interessen und Werte des 
einzelnen Menschen betont. Auf 
diesem Hintergrung wird es auch 
verständlich, daß ein allgemein­
politisches Mandat nur den studen­
tischen Vereinigungen an der Hoch­
schule, also den verschiedenen poli­
tischen Hochschulgruppen zugestan­
den werden kann, weil allein sie 
auf einer freien GrUndung beruhen. 
Der Umstand der allgemeinen, un­
mittelbaren, freien, gleichen und 
geheimen Wahl des Studentenporla­
ments durch die Mitglieder der Stu­
dentenschaft vermag demgegenUber 
ein ollgemeinpolitisches Mandat der 
verfassten Studentenschaft nicht zu 
legitimieren, weil dies an der 
Grundverfassung des Verbandes als 
Zwangskörperschaft nichts ändert. 
Eine Entpolitisierung der Hoch­
schule findet damit nicht statt, 
eine Politisierung allerdings nur in 
dem Maße, wie der einzelne 
aufgrund seiner eigenen Entschei­
dung politisch aktiv wird. Durch die 
allgemeinpolitischen Aktivitäten 
.der Hochschulgruppen wird die 
-zweifelsohne bestehende- Verzah­
nung von Universität und Gesell­
schaft sichtbar. Die Wahrnehmung 
eines allgemeinpolitischen Mandats 
durch die Organe der Studenten­
schaft stellt hingegen eine gerade­
zu unerträgliche politische Bevor­
mundung des einzelnen dar. 

Ein bloßes Sendungsbewußtsein 
rechtfertigt die Initiierung -unter 
Umstl:lngen notwendiger- "gesell­
schaftspolitischer Veränderungen" 
ebensowenig wie die Auffassung, 
der Liberalismus habe si<;h als bUr­
gerliche Institution" uberlebt. Ein­
zurtlumen ist insofern allenfalls, 
daß es fUr Erneuerung des Li­
beralismus nicht mehr ausreicht, 
sich emphatisch auf seine Ideen zu 
berufen, sondern es vielmehr "des 
Begreifens der Entwicklung der 
weltpolitischen Situation bedarf, 
aus der deutlich wird, daß das Ideal 
des autonomen Subjekts keine glo­
bale Bedeutung wie zur Zeit seiner 
Entfaltung in der -modernen politi­
schen Theorie- mehr hat, sondern 
sich nur noch partikular im Raum 
der bUrgerlichen Welt erhalten 
kann" (H.Drtlger, in: Historisches 
Wc;rterbuch der Philosophie). 
Als argumentativ geradezu hilflos 

ist die These zu werten, niemand 
erliege dem Irrtum, daß bei poli­
tischen Äußerungen - von Organen 
fUr alle Angehörigen der Korpora­
tion gesprochen werde. Zum einen 
haben die Organe der Studenten­
schaft im Rahmen ihres begenzten 
Kompetenzbereichs die gesamte 
Studentenschaft zu vertreten; zum 
anderen Uberlege man doch einmal, 
was es dem "Bevormundeten" schon 
nutzt, daß der Eindruck eines unter 
·den Studenten herrschenden allge­
meinen politischen Konsenses uber 
eine bestimrr te Frage in der 
Öffentlichkeit nicht entsteht, eine 
Fragestellung, deren Richtigkeit im 
Ubrigen auch nach bezweifelt 
werden kann. Und schließlich: Die 
der Studentenschaft eingertlum te 
Kompetenz, zu hochschulpolitischen 
Fragen Stellung zu nehmen, stellt 
keine Inkonsequenz des Gesetzge­
bers dar, der ein allgemeinpoli­
tisches Mandat der Studentenschaft 
und ihrer Organe verneint. Die un­
mittelbare, direkte Betroffenheit 
der Studentenschaft durch hoch­
schulpolitische, also zumeist legis­
latorische Entscheidungen der zu­
stl:lndigen Bundes- und 
Landesorgane rechtfertigt die Ein­
rtlumung eines beschrtlnkten, auf 
hochschulpolitische Fragen be­
zogenen Mandats, wobei in diesem 
engen Bereich eine Art politischer 
Bevormundung des einzelnen durch 
Jene Hochschulgruppen, die den je­
weiligen AStA bilden, wohl oder 
Ubel in Kauf genommen wird. 

Die Schwierigkeit, zwischen allge­
meinpolitischen und hochschulpoli­
tischen Meinungskundgaben abzu­
grenzen -eine entsprechende Darle­
gungslast trifft im Rechtsstreit den 
Studenten, der einen Verstoß gegen 
das Unterlassungsgebot behauptet 
(s. BVerwG in NJW 1980, 2-?95)-, 
und die dauernde bewußte Uber-
schreitung des vorgegebenen 
Kompetenzbereiches durch die 
Organe der Studentenschaft 
sprechen nicht fUr' die Ausweitung 
des hochschulpolitischen Mandats 
auf ein allgemeinpolitisches 
Mandat, sondern eher dafUr, dem 
Beispiel Frankreichs Folge. leistend 
die Bildung von StudentenschQften 
als Zwangskörperschaften 
gesetzlich auszuschließen. 
Herr GrUnwald mag ein profilierter 
Strafrechtsdogmatiker und ein 
bemerkenswert engagierter "homo 
politicus" sein, allein ein um­
sichtiger Staatsrechtler oder gar 
ein zeitgeschichtlich weitblickender 
Staatsphilosoph scheint er nicht zu 
sein. 

Hajo Blanke 
Romanistik/Jura 

P.S.: Mein Dank gilt jenen 
Gesprtlchspartnern, die -trotz 
divergierender Ansichten- durch ge­
duldiges Zuhc;ren und 
Argumentieren zur Entstehung 
dieser Zuschrift beigetragen hoben. 
Der Verfasser erkll:lrt, kein Mitglied 

SLH oder in einer anderen 
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iIIegal~ Wege 
AKUT: Woran liegt es, daß wir in 
Bonn i~er noch keine Gruppenuni 
haben? 
Uwe: Mehr als drei Jahr~ nach In­
krafttreten des WissHG bequemte 
sich die Uni, eine Konventswahl-

Der AStA hat eine -Informa­
tionsbroschU. e "Konvents wahlen 'IIfld 
Gruppenuni nerausgegeben. AU1 die­
sem Anlaß sprach AKUT mit Uwe 
Altemöller, dem AStA-Vorsitzen­
den, der die BroschUre zusammen 
m~ dem Hochschulre~renten Tom 
Manteufel erarbeitet hat. Das 
Interview fUhrte Lars Ihde. 

~ ordnung zu erla~en, die nach 
Meinung des Wissenschaftsministe- ~ 
riums in ~inem Punkt eindeutig 
gegen das WissHG verstößt. AKUT: Das Wissenschaftliche Hochschul­

gesetz des t andes NRW von 198~ schr~ib1; 
seit mehreren Jahren eine Gruppenun1 vor 
Dennoch ist bis heute die Umwandlung 
Bonns von einer Ordinarienuniversität 
i~eine Gruppenunive~ität nich~ voll- ~ 

zogen. Zunächst: Was bedeuten d1e Be­
griffe "Ordinarienuniversität" und 
"Gl'uppenuniversität"? 
Uwe: In einer Ordinarienuniversität hat 
der einzel~ Ordinarius eine ~oße 
Machtfülle. Die universitären Gremien 
spielen eine eher untergeordnete Rolle,. 
wobei die Gremien der Fachbereiche 
( ~gere Fakultäten) ~och wichtiger sin1. 
als die der Gesamtuniversität(Senat). 
Eine dezentrale Organisationsstruktur 
also, die alle Macht den Ordinarien in 
ihren jeweiligen Bereichen gibt. 
In der Gru~enuniversität kom~ den 
Gremien eine stärkere Bedeutung zu. 
Der für uns Student/inn/en entscheiden­
de Gesichtspunkt aber ist, daß hier die 
n~ht der Professor/~nn/engru~pe zuzu- ~ 
rechnenden Angehörigen der UnI, als da 
sind wissenschaftliche Mitarbeiter, 
sonstige ~li tarbei ter und nicht zuletzt 
auch wir durch eine zahlenmäßig weit 
über den bi~herigen Zustand htnausge­
hende Repräsentation in den Gremien 
mehr Einfluß auf die Entscheidungen 
innerhalb der Hochschule gewinnen. 

Das Mi~sterium korrigierte die­
sen Punkt in der KWO. Hiergegen 
Klagte die Hochschule vo~ dem 
Verwaltungsgericht Köln. Nach 
einigem Hin und Her unterlag die 
Uni dann im Oktoter 1985. Auch 
wurde der sofortige Vollzug an-
geordnet,d.h. der Konvent hätte 
noch in diesem Semester gewählt 
werden ~üssen. Die Berufun~ vor 
dem OVG Münster, welche die Uni 
eingelegt hat, hatte kein4 auf­
schiebende Wirkung. Die Uni Bonn 
geht somit illegale Pfade. 
Hinter alledem s~eckt natürlich 
das Interesse der Ordinarien, 
möglichst wenig von ihrer Macht 
abzugeben. 
AKUT: W~lche Aufgabe kommt dem 
Konvent bei der Umwandlung in 
eine Gruppenuni zu? ~ 

U~e: Der Konvent hat die Aufgabe, 
eine völlig neue Univerfassung 
auszuarbeiten. K~ftig hat der 
Konvent einen Rektor zu wählen 
sowie mit Zweidrittelmehrheit 
Änderungen der Verfassung zu be­
schli eßj.n. 

~UT: Ist die Mitbe4timmung nach dem ~ 
WissHG ausreichend? 
Uwe: Nein, durchaus nicht. Die linken 
Hochschulgruppen fordern schon seit 
lange~ diejJaritätische Mitb~timmung 
aller Univ!rsität~angehörigen. 
Dies wäre für uns die reinste Verwirk­
lichung einer demokratischen Hoch-
schule. ~ 
Te~lweise gibt es nath weitergehende 
Forderungen nach einem "one man, one 
vote". 
Dann wären die Student/inn/en in dem 
Verhältnis repräsentiert wie ~ute die 
Ordinarien .~ 

AKUT: Das geänderte Hochschul­
rahmengesetz wird AnpassunQfn 
des WissHG daran erforderlich AKUT: Demokratie setzt voraus, daß 
machen. Lohnt sich da noch die sich möglichst viele daran beteiligen. 

~ Umwandlung? ~ Die Beteiligung an den letzten SP-Wah-
Uwe: Das mit der Anpassung wird le~ lag bei knapp übet 34%. Wäre es ~ 

E~ Mehr an Mitbesti~mung also. 

' ANZEIGE -

ja noch eine Weile dauern. Wir da nicht besser, ganz mit dem Demo-
301lten inzwischen die Möglich- kratiespielen aufzuhören? 
<eit nUl~n, unsere Vorstellungen U~e: Die W~lbeteiligung in Bonn ist 
Jon einer demokratischen Unistruk-e1ne der hochsten von allen b4ijdes­
tUr einzubringen. Aber auch .fla- deutschen ~n1versi täten . Außerdem 
1ach sind unsere Mitwirkungsmög- .muß man bedenken, daß ein gewisser 
lichkeiten nicht erschöpft. Prozentsatz nur formal eingeschrieben 

~ Jas HRG bringt z~ifellos eine ist, d.h. gar nicht regelmäßig zur Uni ~ 
Verschlechterung, welch von de- <~m~t. Dennoch ~ilt e. , möglichst 
1en, die dieses Gesetz zu ver- 11e! e davon zu uberzeugen, daß es 
3ntworten haben, durchaus beab- 3innvoll ist, sich an den Wahlen zu 
Sichtig~ ist. )eteiligen und noch besser, selbst in 

!iner politischen Hochschulgrup~e mit­
zuarbeiten. ~nen Grund zur Resigna­
tion sehe ich nicht. Es gibt noch 
sehr viel zu tun. 

~ .......... ----------, 
~!!l~' ARS FWG-.... ~ " 

REISE-~ 
SERV'CE-~ Beraten· Planen, Buchen " .... , ,, . 

1111, ."mluo/n wo/torMn: 
F/iJ,0 In allo lIIolt. 
Fäh"h. Krtutfah,It>,. Bus + BahnrtiJ.". 
Ft1itnM1Ohnu11ltll und ,ie/es mthr. 

Athen ab 535,­
Barcelana LPersan ab 485,-

2.Persan ab 291,-

Malaga J,..Penon ob 585,­
:r.Persan ab 351,-

I'Iris 116,- ~ien 240,- .~~ 
london 200,- Athen 453,-..:.:-: .-:-_:~~ 



In einem Tal bei annen Hirten 
Erschien mit jedem junget\ Jahr, 
Sobald die ersten Lermen schwirrten, 
Ein Mädchen, schön und wunderbar. 

Sie war nicht in dem Tal geboren, 
Man wußte nicht, woher sie kam, 
Und schnell war ihre Spur verloren, 
Sobald das Mädchen Abschied nahm. 

Beseligend war ihre Nähe, 
Und alle Herzen wurden weit, 
Doch eine Würde, eine Höhe 
Entft!l'nte die Vertraulichkeit. 

Sie brachte Blumen mit und Früchte, 
Gereift auf einer andern Flur, 
In einem andern Sonnenlichte, 
In einer glücklichem Natur. 

Und teilte jedem ejne Gabe, 
Dem Früchte, jenem Blumen aus, 
Der Jüngling und der Greis am Stabe, 
Ein jeder ging beschenk t nach Haus. 

Willkommen waren alle Gäste, 
Doch nahte sich ein liebend Paar, 
Dem reichte sie der Gaben beste, 
Der Blumen allerschö'nste dar. 
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Dem Schnee, dem Regen, 
Dem Wind entgegen, 
Im Dampf der Klüfte, 
Durch Nebeldüfte, 
Immer zu! Immer zul 
Ohne Rast und Ruh! 

Lieber durch Leiden 
Möcht ich mich schlagen, 
Als so viel Freuden 
Des Lebens e~agen. 

Alle das Neigen 
Von Herzen zu Herzen, 
Ach, wie so eigen 
Sdlaffet das Schmerzen! 

Wie - soll ich fliehen? 
Wälderwiirts ziehen? 
Alles vergebens I 
Krone des Lebens, 
Glück ohpe Ruh, 
Liebe. bist du I 
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Einsam will ich untergehn, 
Keiner soll mein Leiden wissen; 
Wird der Stern, den ich gesehn, 
Von dem Himmel mir gerissen, 
Will ich einsam untergehn, 
Wie ein Pilger in der Wüste! 

Einsam will ich untergehn, 
Wie ein Pilger ·in der Wüste! 
Wenn der Stern, den ich gesehn, 
Mich zum letzten Male grüßte, 
Will ich einsam untergehn. 
Wie ein Bettler auf der Heide! 

Einsam will ich untergehn, 
Wie ein Bettler auf der Heide! 
Gibt der Stern, den ich gesehn, 
Mir Illd,t weiter das Geleite, 
\'Villi .. }, ";IlSBIIl untergehn, 
Wie der T,,~ i 111 Abendgrauen ! 

Einsam will ich untergehn, 
Wie der Tag im Abendgrauen! 
Will der Stern, den ich gesehn. 
Nicht mehr auf mich niederschauen, 
Will ich einsam untergehn, 
Wie ein Sklave an der Kette! 

Einsam will ich untergehn. 
Wie .. in Sklave an der Kette! 
Scheint der Stern, den ich gcsehn. 
Nidlt mehr auf mein Dornenbette, 
Will id, einsam untergehn, 
Wie ein Schwunenlied im Tode! 

20~ 



VERANS TALTUNGSKALENDER 

PRO FAMlllA 
IJ86 Kritische Uni - Diskussionen 

Demnächst' gibt es zwei Plena Uber 
die n....öchste Kritische Uni (KU): 

in ':u ~:lr.Imenaroelt mit der We r kstatt FrledenBer'lehun~ Bonn TELEFON· 
~. ;')!' o:-~atlo~en 'tu allen Veranstaltungen und Anmeldun~: 212230 

Am Dienstag, dem 28. Januar, 
findet um 20 Uhr ein PIElnum im 
Leseraum der Mensa Nassestraße 
statt, Ein weiterer Termin ist am 
25. Februar, ebenfalls ein Dienstag, 
am selben Ort zur selben Zeit 
angesetzt. Als Tagesordnungspunkte 
haben wir folgende vorgesehen: 

.. 0 ., . . 1. • • r . : 9 .00 bis 11.00,01.,00.: 18 . 00 bis 2"' . 00 

- L'lt~jcmru-L?El ~ttSIT1pfgn g ni sreg-e-l n§ 
18.00 Uhr 

:'eltunp:: Ros! Stein, Ärztln 

• Natürli che Empf äng ni sregetung 
- Besprechung eines "Aktionstages" 
zur KU im SS 1986 und Vorberei­
tung der nöchsten KU im kommen­
den Wintersemester. A! ternativen zu Pille und Spirale 

'!'er~in: 20.1./17. 2./3.3./21.4./12.5 . /9 . 6. 20.00 ""r 
Leitunß : "Melke Welle ':kaop, Ärztin 

• Jugendli che Empfängnisregelung 
- Vernetzung der Fachbereichsebe­
ne mit anderen Bonner Initiativen 
und den Gewerkschaften. 

Information tür Schulklassen und Jup:endgruppen 
Termine nach tel . Vereinbarun'l: 

• Mädchengruppe 
f~ r '5 bis 18jiihrige 
:·. r~in: 9 . 1.1986 

Akademikerarbeitslosigkeit und 
soziale Lage der Studenten 

Durchleuchtung des Wissen-
schaftsbegriffs und seilJer Auswir­
kungen an der Bonner Uni. 

• Geburtsvorbereitung fÜr Paare 
Schaffung ven Freiröumen fUr 

Eigeninitiativen und persönliches 
Engagement im Rahmen der KU. 
- Konzeption und Umsetzung neuer 
Lehr- und Lernformen. 

PUR P AAR E 
jewoila 10 Abende, Tellneluoerbeitrag ll1 120,-- pro Paar (Er~äBil1"np; für 
Krankenverslcherte), Termine und AnlleldunFlj: während der Sprechstunde - mehr Praxisbezug im Studium und 

dessen Umsetzung an den Fachbe­
reichen. • Mutter werde n 

01e Zelt davor und die Zelt danach: Sch"an~rschart - Geburt - das Leben 
111 t d.a Kind: We~che Yoratellun,ren, WUnsche und Ängste hatte ich und ,,1e • S~n(b~lft~i~f~h~~6a~~?~"~ Fe;~~~~2~OO'/ ll1 70,--

Das sind einige der Punkte, die wir 
diskutieren sollten. Die wichtigste 
Aufgabe 'bleibt sicherlich, Arbeits­
kreise an den Fachbereichen zu i"i­
tiieren und bestehende AK's in die 
Arbeit fUr die KU miteinzubezie­
hen. 

Selbatfindunp; und Verbe •• arun" dar K~unlkotion alt anderen , 
A.n.-:eldun l"" errorderlich 
!'er.in : ab 5.2. ,18.'0 - 20.30 Uhr / ll1 '5,-- pro Abend 
Leitun,.: Katherlne Rlttenberg 

- ANZEIGE -

Ute Mader 
(KU-Projektleitung) 

• Selbsterfahrung - gemischt 
Se l bs l;Iinduntol; und Verbesserunr- der Kommunikatlon ::Dit anderen (Partner , 
Kinder usw.) - LeitunF, : Katherine Rittenberr - Tel. r\nmelttunr- er f orderlich 
Termin : ab 9 . .. . 1 8 . ~ - 2C . 30 - -:'eilnehlDe r beitrar DM 1c , _ _ pr o A!)e nd 

• En counter - Gruppe 
..... e- ~s trlndunF', Selbstannahce und Verbesserung der so1.101e n Sensibilität 
1n einer gemischten Gru ppe - Leitung: D:o"".Heidrun Payk- Rahlrr . Dip L Psych . 
Terein: ab Mitte Januar nach Absprache / Dl~ 15. -- pro Abend , Anmeld.erforde r L 

• Frauen mit sexuellen Problemen 
Gruppe rür Fr .:o: uen , dle sich mit ihrer Sexualität Buseinandersetze n wollen 
Termin: ab Januar nach Abspra ,he / DM '5 ,-- pro Abend , Anmeld. erf orderlich 
Leitunf' : l'1arie- Lul <l e Kr elß (Ehebera te r in) 1 Gisela Landwe hr (Sexualbe r aterin ) 

• Nach m Schwangerschaftsabbruch 
Gespröch'slJIöglichkeit nach dem Sc hwange rschafts abbruch i n de r Gr uppe oder 
als Ein:elge s präch - Termin : j eden Donnersta g 20 . 00 Uhr 
Lei tune: Lydla Weingart1.-ThoID8S . Di pl . So1. i a larbei tarin 

• Sexueller Missbrauch 
Ge:;pr ti.: h3.·ruppe für Freuen, die ilu Laufe i hre s Le be ns s exue ll mi ßbrauc ht 
oder ·enii t il- t ...,orden sind 
Tcrl:l ! :: : P.:.1 • . "J .oO Uhr - Leitung: Mar i anne Gutmann, DipLPsyc h. 

• ~lb~rPab~~fn~E~P.E~d.r Besiehuny i n Auseinanderse~.unr. mi t dem 
Part-ner und anderen Paaren 
Termi n: ab Mitte Januar nach Absprache I DM 30.00 pr o Abe.nd pro Paar 
Leitung : Gl sela Landwehr und Ernst Dombrowskl / AMeldunp; erforderlich 

• Trennung 
Selbsterfahrungsgruppe rür getrennt oder in Trennunp; lebende Winner und 
Frauen - Leitunp,: Katberlne Rittenberp; - Anmeldung erforderlich 
Termin: ab 8.1. 18.}0 - 20.30 / ll1 '5,00 pro Abend - 10 Abende 

• Getrennt lebende Frauen üoo- 40 
Frauln~apräcb&gruppe rür die, die sich .i t dea Problem der Trennunp; oder 
S: beldung aU!leinanderset~en - Leitunp;: Katherine · Rittenberg - Anmeld ... erford. 
Tertlln: ab Ki tte Januar nach Vereinbarunp.: " 0t1 15.-- pro Abend 

-Information z, Ehe-Lrd Familienrecht 
Termin: jeweils der 1. und } .. Montag 1. Monat u. 18.00 Uhr 
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d· Wohlen f' den le 
24 Jonuor 1986 In Student/inn/en-

"orn 21.- . lichen Sonner Sitze ZU ver-
rn 8 ordent Es sind 51 h Höchst -zu . t tt d ' c en 
rlornent so· dern d'Hon t s Wohlberech-

';;ben, die noc~erteilt we~denir Student/in, 
zohlverfohr.en e/r ordentbche eichnis ein~e­
tigt ist. ~~öhler/innen/verz 12.12.85 ~1~­
der/die lrn d h wer bis zu~ Universltot 
trogen ist, i" Student/in ~r t rnöglich in 
geschriebe~. r Stirnrnobgobe 1~ Mensen on 

Sonn ~i~er~~tötsgeb:u;;nUh~n bis 18.3!t;; 
dede~ Wohltogen dvo~ondidot/infnf~er:el~:n Wohl-

·tn un d 01Z1 Die L1S e usliegen en 
Ihr bitte den 0 

zeitungen. 
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